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Vorwort 



Der Zweck der voittegenden Arbeit ist» einen Ob«rbIick über 
die Iraas&sisdie Arbeitergesetzgebung im allgemeinen und die Ar- 
beiterversicherung im besonderen zu geben. Ein eingehender Ver* 

gleich mit der deutschen ist nicht beabsichtigt. Die Einteilung? des 
Stoffes wurde jedoch den deutschen Verhältnissen angepaßt. Die 
verhältnismäßig starke Heranziehung der Statistik erschien bei ein- 
zelnen Absclmitten wie z. B. bei den über die Frauen- und Kinder- 
arbeit an sich, bei anderen wie den Vorschriften über die Hygiene 
und Sieberheit der Arbeiter deshalb geboten, weil die Ansfübrung 
sozialpolitischer Gesetze mehr oder weniger in der Hand der Ver^ 
waltnng liegt, die sehr oft den Absichten des Gesetzgebers nicht 
vollständig entspricht oder darüber hinaufgeht. Hierzu kommt für 
Frankreich, daft die Arbeitergesetzgebung noch nicht so entwickelt 
ist. wie in anderen Ländern, daß sie dem einzelnen eine möglichst 
große l'>eiheit lassen will und daß sie sich daher vielfach nur auf 
Festlegung einzelner grundlegender Bestimmungen einläßt 
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1. Behörden und Bäte. 



A. Beim Handelsministerium. Die Ausführung und Überwachung 
der Arbeitergesetzgebung gehört zum Creschäftskreis des Handels- 
ministeriums und zwar kommen hier zwei der vier Abteilungen dieses 
Ministeriums in Betracht. Die eine ist die Direction de l'assurance et 

d<' l:i prevoyance pot iales, der die Sparkassen, die Arbeiterwohnungen 
und das Versicherungswesen unterstellt sind, dio andere die Direction 
du travuil, der die office du travail, die Arbeitsinspektion, die asso- 
{•iations professionnelles und die conseils de pnid'hommes unterstehen. 
Hierilber sei einzelnes gleich hier envähnt. 

1. Die Office du travail. Diese Behörde wurde geschaffen durch 
(besetz vom 20. Juli 1891, um das Material für die Arbeitsstatistik zu 
sammeln und zu verarbeiten. Ihre Einrichtung wurde geregelt durch 
zwei Dekrete vom 19. August 1891 und 6. Juni 1897. Danach zer- 
fällt sie in einen ZentrakUensti der das gesammelte Material zu verarbeiten 
hat und einen äufieren Dienst, bestehend aus zwei ständigen Be- 
amten sowie einer unbeschränkten Anzahl von Hilfsarbeitern, welche 
die beabsirhti^'len rntersuchunfjeu voi-zunehmeii haben. 

Der office ilu travail ist (Ut conseil superieur du travail zu^re- 
wiesen. Errichtet durcli Dekret vom 22. Januar 1891, wurde er durch 
Dekiet vom 14. März 1903 vollständig umgestaltet Sein Zweck ist 
Beratung aller GesetBesentwüxfle und Einrichtungen, welche die Arbeit 
betreffen« Er besteht aus 65 Mitgliedern, nämlich je 26 von den 
Arbeitern und Arbeitgebern gewählten Mitgliedern, 3 Senatoren, 5 
Deputierten, je einem Mitglied der Pariser Handelskammer, der Ver- 
einigung der Arbeitsbörsen, der beratenden Kammer der Arbeiter- 
produktionsgenossenschaften, ferner 2 Professoren. Die Arbeitgeber 
und Arbeiter werden in foltrender Weise gewählt. Je 8 bezeichnen 
die conseils de prud'honimes. <lie übrigen 18 der beiden Klassen 
werden durch die Handelskammern und Kunst- und (iewerl)ekammern 
einerseits, durch die Arbeitersyndikate andrerseits bestimmt, wobei 
für die ganze Industrie 18 Klassen gebildet sind. Eines der Arbeiter- 
mitglieder aus der Klasse »Stoffe, Kleider, Toilette* mufi eine Frau 
sein. Der Rat versammelt sich mindestens einmal im Jahre für 
14 Tage. Er wählt aus seiner Mitte eine standige Kommission, 
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welche die Vorbereitung der Tagung und größere Arbeiten, wie 

Veranstaltung von Untersuchungen, Ausarbeit unjcr von Berichten, 
Vorsf hlät^'e zu Gesetzen, zu besorgen hat Präsident des Rats ist 
der Haiulelsniiiiister. 

Durch Dekret vom 17. Scpteiiil)* !' HMKl cnichtt't»' Millcr.ind (Wo 
conseils (hl travail. Si»- waren als riitrrahtrihnmen drs eonscil suprrij'ur 
in den größeren Städten des Landes gedacht. Ihre Einri( litmii.' kann 
aber übergangen werden, da sich der Ausführung konätitutioneli*.' und 
politische Hindemisse in den Weg stellten; konstitutionelle, da man 
die Schaffung dieser Arbeitsräte durch Dekret für ungesetzlich erklarte, 
wogegen sich nunmehr im Februar 1904 allerdings der Staatsrat 
ausgesprochen hat, politische, weil der Senat ihr lebhafter Gegner ist 
und sogar schon einen Tlegenentwuif, die Schaffung von conseils 
COnsultatifs du travail betrefft^nd. ansir^'arbeitet hat. 

2. Die Arbeitsinspektion. Im Jalir»' 1H41 wurcb' die Durnh- 
fühning der Hestimmunjien nber (b'ii Kinderschutz Lokalinspektoren 
im Ehrenamt ül)ertrai:en. Wie in allen anderen Ländern zeigte es 
sich, daß diese All der Überwachung wertlos war und im Jahre 
1868 wies man daher den Mineninspektoren die Aufeicht über die 
Einderarbeit zu. Allein auch dies war ungenügend, da die Beamten 
dadurch zu sehr überlastet wurden. Anläßlich der erneuten Gesetz- 
gebung über die Arbeit der Frauen und Kinder entschloß man sich 
deshalb im Jahre 1892 zur Aufstellung besonderer Arbeitsinspektoren» 
Ihre Aufgabe ist die Überwachung der ArbeiterschutzgesHtzgebung. 
Zu (liesoni Zwecke ist ganz Prankreich in 1 1 H»'zirke eingeteilt mit 
im ganzen 121 Insjicktoren, danintcr auch Frauen. Die Derichte 
werden Jährlich veröffentlicht. Die \'erteilung der Inspektoren auf die 
Bezirke, die Anstellung und die Gehaltäverhältnisse sind in dem 
Dekret vom 28. Mai 1902 geregelt. 

3. Die conseils de prud'hommes. Dies sind Arbeits- oder 
Gewerbegerichte, denen die Entscheidung geringerer Vermdgensstreitig- 
keiten zwischen Arbeitern und Arbeitgebern und unter Arbeitern 
übertragen ist. Ursprünglich nur für Lyon im Jahre 1806 errichtet, 
landen solche Gerichte Verbreitung in ganz Frankreich. Kine Reihe 
von Gesetzen, so besonders aus den Jahren ISUI», 1810. Is.":^ und 
1880 sind über sie erganiren. Danach eifolizt ihre Eni< htun£: durch 
Dekret an den Orten, wo sie für notwendig erachtet wenh'n. Sie 
müssen mindestens t> Mitglieder haben, zur Iliilfte Arl)eitgeber , zur 
Hälfte Arbeiter, die jeweils auf 6 Jjilire in Versammlungen der Arbeit- 
geber bezw* Albeiter gewählt werden. Der Rat besteht au&r einem 
bureau particulier mit je einem Arbeiter und Arbeitgeber mit wech- 
selndem Vorsitz, das gütliche Einigung der Parteien herbeifuhren soll, 
und einem bureau gen^^ mit je mindestens zwei Arbeitern und 
Arbeitgebern sowie einem aus den Mitgliedern des Kats gewählten 
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Präsidenten oder Vizepräsidenten, das als Gericht diejenigen Sachen 
entscheidet, bei denen der Einigungsversuch erfoiglos blieb. Ist der 
Präsident Arbeitgeber, so ist der Vizepräsident Arbeiter und umgekehrt 
Das Verfahren ist ahnlich wie das des gewöhnlichen Zivflprosesses. 

Das l 'rtf'il unterliegt, wenn die Streitsumme 200 Fr. nicht übersteigt, 
nur der lievision. Die Befugnis des Rates, gegen Arbeiter und Lehr- 
linge Oninun^'ssfrafen bis zu drei Tagen Gefängnis ausEUSfurechen, 
ist von geringer Bedeutung. 

R. Dem Ministerium des Innern unterstehen die societes de 
setüurs iiuituels. 

Die caisse des depöts et cousignations , im folgenden als die 
staatliche Hinteriegungskasse bezeichnet, ist eine autonome Ein* 
richtung unter Garantie des Staates, der im Laufe der Zeit eine 
Reihe von Auf^(a.ben zugewiesen wurde, so z. B. die Verwaltung der 
Nationalkasse für Altersrenten, der Sparkassen, die Aufbewahrung 
der Fonds der societes de secours mutuels u. a. 



n. Die Arbeitsbedin^ngen. 

Auch das französische Redit lehnt es im allgemeinen ab, zu- 
gunsten des erwachsenen männlichen Arbeiters einzugreifen. Inwieweit 
dies dennoch dfr Fall ist, wird bei dem Abschnitt über den iVrbeiter- 
schutz zu erwähnen sein, hier seien lediglich die allgemeinen Be- 

diiiLungen des Ar})t'it«'rvertraffs und diei»'nigen Bestimmuniren aus- 
gefüiirt, die sich nicht gerade als Aibeiterschutz bezeichnen lassen* 

A. Der Arbeitsvertrag. 

Vor der Kevolution waren dir Beziehungen zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitern durch die Statuten der Zünfte geregelt Die Hevolution 
hat diese aufgehoben und die Gewerbefreiheit durch Gesetz vom 
2. und 4. März 1791, die Freiheit der Arbeit durch Gesetz vom 2. bis 
17. März 1791 ausgesprodien, worauf bei der Behandlung der Streiks 
zurückgekommen wird. So kommt es, daß für den Arbeitsvertrag noch 
heute die gemeinrcf lit liehen Bestimmungen des Code civil in Artikel 
1108 ff. und 17H(), 1781 gelten, die zwar an sich un<?enÜ£?end sind, 
aber der Rechtsprechung imiiierhiii die MöLdichkeit gewähren . (hT 
JJilliü'keit entsprecliend zu entsclienieii. riizuieirlicnd waren sie im 
Falle der Auflösung des Arbeitsvertrags, wenn in diesem ül)er die 
Dauer des Arbeitäverhältuisses nichts bestimmt war. Da nach dem 
Ck>de civil der Dienst jederzeit ohne Entschädigung gekündigt werden 
konnte, wenn nur die Ortsgewohnheiten beobachtet wurden, so war 
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der Arbeiter in vielen F&Uen der Willkür des Arbeitgebers preis- 
gegeben. Deshalb wurde unterm 27. Dezember 1890 ein Gesetz zur 

Ab&ndening des Code civil erlassen, das zwar beide Teile sicher 
stellen will, praktiseh aber nur den Arbeiter schützt. Es bestimmt, 
daß eine Entschädigung geschuldet wird, wenn die AuflösunL' «l«*s 
Vertrags erfolgt: 1. ohne trenügenden (liuiul. wobei hauiitsiichlirli 
^n .Schikane und dieAI)si( ht, den Arbeiter zu s(h;i(li<:en , zu (b'nk»'n 
ist, 2. wegen Verletzung eines Crebrauchs, 3. wegen Verletzung 
«iner ausdrücklichen oder stillschweigenden Vereinbarung, z. 13. bei 
Eisenbahnbeamten, denen regelmäßig vor der Entlassung eine oder 
mehrere Rügen erteilt werden. Eine Vertragsbestimmung, diesen 
Art 1780 auszuschließen, ist unzulässig. Die Beweislast hat nach der 
•einen Ansicht stets der Arbeiter, die andere will wenigstens für den 
Fall der Auflösung des Vertrags ohne genügenden Grund dem Arbeit- 
geber den Beweis, daß ein solcher vorgelegen sei, überbürden. 

Für den Arbeitsvertrag einer Ehefrau gilt eiL^mtlieh die He- 
stimmuntr. (biß er luu- unter Zuziehung (b-s Mannes oder Beibringung 
einer schriftlichen . Zustimmungserklärung desselben abgeschlossen 
werden darf. Trotz der Gefahr der Nichtigkeit der Verträge geschieht 
dies aber namentlich in industriellen Betrieben nicht, da es praktisch 
-zu umständlich wäre. 

Gegen den marchandage (sweatmg System) wurde am 21. März 1848 
ein eigenes Gesetz erlassen, welches aber tatsächlich our auf dem 
Pa{)iere steht. Das Gesetz verbietet die „Ausbeutung" von Arbeitern 
in der Weise, daß ein Arbeiter andere anwirbt, um eine Arbeit aus- 
zuführen, die er selbst für einen Bauschpreis übernommen hat. Die 
Bedeutung des Wortes Ausbeutung war sehr unklar, als jedoch ein- 
mal eine Klage vorlag, entschieden die (^ richte, daß nur Ausbeutung 
im schlimmen Siime gemeint sei. An aich ist also der marchandage 
gestattet, solange er nicht zur exploitation in der tadelnden Be- 
deutung des Wortes führt 

B. Der Arbeitslolm. 

1. Mindestlohn. Durch Dekret vom 10. August 1899 bestimmte 
Millerand als Handelsminister, daß bei Vergebung öffentlicher Arbeiten 
die Unternehmer zur Bezahlung eines gewissen Minciestlohnes zu ver- 
pflichten seien. Um jedoch zu verhindern, daß schlechtere Arbeiter 
überhaupt nicht genommen würden, sollte für Arbeiter von notorisch 
geringer Arbeitsleistung eine Ausnahme gestattet sein. Obwohl das 
Dekret für ungesetzlich gehalten wurde, wurde es doch mit sehr 
^tem Erfolg durchgeführt In Paiis wurde im Baugewerbe auf 
einem Umwege ein Mindestlohn eingeführt, indem die conseils de 
prud'hommes alle Kontrakte bei öffentlichen Arbeiten der Gemeinde 
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für ungültig erklärten, bei denen die Arbeiter unter die Tarife, die^ 
als Grundlage für die Vergebung der Arbeiten dienen, benrntergingeot 
sobald die Arbeitermitglieder im Rate die Hehrzabl hatten. Da gegen 
die Gerichtsbarkeit des Rats bei Streitsummen bis sn 200 Fr. nur 
Revision möglich ist, die aber zeitraubend und kostspielig ist, konnte- 
diese Rechtsprechung trota ihrer rechtlichen Unhaltbarkeit aufrecht 
erhalten werden. 

2. Schutz des Lohnes. Übersteigt der Lohn nicht 2000 Fr., so- 
ist seine Beschlagnahme nur bis zu ^|\^y auch die Abtretung nur 
bis zu einem weiteren ^j^Q gestattet. Ges. vom 12. Januar 1895. — 
Im Konkurs des Arbeitgebers hat der Arbeiter ein Vorzugsrecht nach 
dem Gesetz vom 4. März 1889 Art 22, Code de commerce Art 549. 
— Der Arbeiter hat ferner em Vorreeht fär den Lohn an dem be- 
arbeiteten Gegenstand, der Landarbeiter auf den Preis der Ernte, bei 
der er gesät oder geemtet hat, Code civil Art 2102. — Lohnein* 
behaltungen de? Arbeitgebers zum Schutz gegen Vortragsbruch sind 
gestattet. — Ein Verbot des Trucksystems besteht nicht. Teilweise- 
schon angenommene Gesetzesvorschläge verlangen mindestens 14tägige 
Lohnzahlung und verbieten die Auszahlung des Lohnes in Wirt- 
schaften. 

3. Statistische Angaben. Nach einer Untersuchung aus den 
Jahrm 1893 — 1897 betrug die Lohnhöhe des Durchschnittsarbeiters 
zwischen 8,56 und 4,45 IV. Die Frau verdiente ungefähr die Hälfte 
vom Lohn des Mannes. Über die Lohnhöhe für die Jahre 1896 und 
1901 gibt eine Statistik^) genauere Aufschldsse. Emzelne Klassen 
seien Mer erwähnt: 





1896 


1901 


Schneider 


3,99 Fr. 


4,11 Pr. 


Weber 


3,15 ., 


3,16 „ 


Schreiner 


4,50 „ 


5,20 „ 


Schlosser 


4,18 „ 


4.24 „ 


Maurer 


4,13 „ 


4.25 


Tagelöhner 


2.75 


2,91 „ 


Näherin 


1,76 


1,78 „ 



Für Paris sind die Zahlen ungefähr um höher, was aber 
bei weitem nicht durch die Differenz der Lebenshaltung m großen 
und kleinen St&dten, die nur IS^o betragt, ausgeglichen wurd. Der 
Höchstsatz für Vergebung staatlicher Bauten betrug für die Stunde 
bei Maurern 0,80 Fr., Schreinern 0,90 Fr., Erdarbeitern 0,55 Fr. Der 
Preis für die Ernährung einer Familie von 4 Personen wurde für 
Paris auf 105 Fr. monatlich berechnet, ohne Wohnung, Kleidung usw. 



^) Min. du comm., off. du tr. Bordereaux de salaires poor diverses 
oategories d'ouvriers en 1900 et 1901. 
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C. Die Arbeitsdauer. 



Ein G«8els vom 9. SeptemlMr 1848 setzte den Arbdtstag dem 
-erwachsenen Arbeiters in den usines und manufactnres auf höchsieiiB 
12 Stunden fest. Es wurde sehr wenig angewendet und erst am 
.28. Noyember 1885 erging ein Ministerialzirkular, daß unter usines 
und manufactures Betriebe mit motorischer Kraft oder beständigem 
Feuer und ihn> Nebenbetriebe, femer diejenigen, welche mehr als 
20 Arbeiter beschäftigen, zu verstehen seien. Bestimmungen für die 
Überwachung fehlten, die Strafen waren milde. Das Gesetz war 
schon fast vergessen, als die Gesetzgebung über die Hygiene und 
Sicherheit der Arbeiter und die Arbeit der Frauen und Kinder in den 
Jahren 1892 und 1898 kam. Mit dem Augenblick, wo man far 
eine Btthe von Betrieben den Arbeitstag der Fhuien und Kinder be- 
schrankte, war es notwendig, in denjenigen Betrieben, in welehen 
•erwachsene männliche Arbeiter und Frauen und Kinder zusammen 
beschäftigt waren, die Arbeitszeit der Männer der der geschützten 
Personen anzupassen. Man benützte diese Gelegenheit, um eine 
wenigstens teilweise Regelung der Arbeitszeit herbeizuführen. Dem 
Art. 1 des Gesetzes von 1848 wurde dun h Gesetz vom 30. März 1900 
die Bestimmung hinzugefügt, daß die Arbeitszeit in den vom Art 1 
des Gesetzes vom 2. November 1892 über die Arbeit der Frauen 
und Küider in der Industrie betroffenen Betrieben 11 Stunden nicht 
übersteigen dürfe. Nach 2 Jahren, also am 1. April 1902, sollte 
•die Arbeitszeit auf 10 nach weiteren 2 Jahren, somit am 1. April 1904, 
.auf 10 Stunden beschrankt werden. Das gilt aber nur, wenn die 
Beschäftigung der erwachsenen männlichen Arbeiter und der Frauen 
und Kinder in den nämlichen Räumlichkeiten stattfindet. Für den 
erwachsenen Arbeiter gibt es also drei Möglichkeiten. In den usinps 
lind manufactures 12 Stunden, in den Betrieben, in denen Frauen 
und Kinder mitarbeiten 10 Stunden Arbeitszeit, für alle übrige Arbeit 
gibt es keine lkschränkung. — Besondere Bestimmungen bringt jedoch 
noch das Gesetz vom 2. Juli 1905 über die Arbeitszeit in den 
Kohlengruben. Diese darf vom 1. Januar 1906 an nnr 9 Stunden, 
vom 1, Januar 1908 nur S^s Stunden und yom 1. Januar 1910 nur 
•8 Stunden unter Tag betragen. 

Statistische Angaben. Nach einer Enquete des Handelsministe- 
riums aus den Jahren 1893 — 1897 wurde in den untersuchten Be- 
trieben dur( hsrhnittlirh in 305 Tagen des Jahres gearbeitet. Auf 
den einzelnen Arbeiter entfallen 290 Tage. Di«' Arbeitsdauer 
trug im Departement der Seine 10 11 Stunden, dagegen wurde 
im übrigen Frankreich in 25 % der Betriel)e 12 oder melir Stunden 
gearbeitet und zwar mehr als 12 in 3°/^^ der Betiiebe. Eine Arbeits- 
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zeit von 9 Stunden oder weniger hatten 6 "/q, nämlich hauptsächlich 
die Bergwerke, die Metall- und die Glasindustrie. Die längste 
Arbeitszeit hatte die Textilindustrie. Die jährlichen Berichte der 
Arbeitsinspektoren lassen erkennen, daB der Obergang zum 11 und 
10^/, Stnndentag sieh im ganzen glatt vollzogen bat, da die Arbeit- 
geber genügende Zeit zur Vorbert itung hatten. Allerdings sprechen 
«inzelne Berichte von Neuanschaffung von Maschinen und Lohn- 
kürzungen, dagegen wurde auch Mehrieistang der Arbeiter beobachtet 



1). Die Sonntagsrolie. 

Ein Gesetz vom 18. November 1814 verbot von religiösen Ge- 
sichtspunkten ausgehend die Arbeit an Sonn- und Feiertagen. Allein 
ein Gesetz vom 12. Juli 1880 hob diese Bestimmung auf, wegen 

ihres Grundgedankens. Ebenso fehlt jede Vorschrift über den Laden-- 
Schluß an Sonntagen. Jedoch wird fast in allen industriellen Be- 
trieben tatsächhch die Sonntagsruhe eingehalten. Für die Arbeit der 
Frauen und Kinder vgl. den betreffenden Abschnitt unter Arbeiter- 
schutz. 



£. Die Arbeitsbttclier. 

Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts bestand für jeden Arbeiter 
der Zwang, ein Arbeitsbuch zu besitzen, das die Zeit des Ein- und 

Austritts und den Ort der Beschäftigung angeben mußte. Beurteilung 
der Arbeitsleistungen war nicht erforderlich. Kein Arbeitgeber durfte 
einen Arbeiter ohne Buch annehmen. Mit der Aufliebuno: der Kor- 
porationen im Jahre 1791 wurde diese Vorschrift aufgehoben. Aber 
schon im Jahre XI. wurden die Arbeitsbücher von neuem eingeführt 
und hielten sich dann fast das ganze Jahrhundert hindurch. Erst 
ein Gesetz vom 2. Juli 1890 schaffte sie ab mit Ausnahme der- 
jenigen, in welchen der Unternehmer das seinen Arbeitern gelieferte 
Rohmaterial und dessen Rückgabe in verarbeitetem Zustande eintrug. 
Es handelt sich hier um die Weberei, damit der neue Arbeitgeber 
sich überzeugen kann, daß der Arbeiter das ihm in der früheren 
Stelle gelieferte Material zurückgegeben hat Die Bestimmung hat 
sonach keinen polizeilichen Charakter mehr. Dagegen müssen jugend- 
liche Arbeiter bis zu lv8 Jahren noch Arbeitsbnchrr besitzen, um die 
Überwachung der Ausführung des Gesetzes über die Arbeit der Frauen 
und Kinder zu ermöglichen. Im übrigen kann bei der Dienstmiete 
der Arbeiter ein einfaches Zeugnis über Zeit und Art der Beschäftigung 
verlangen. 
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E. Die aii8ländisGtaeii Arbeiter. 

Im allgemeinen sind die ausländischen Arbeiter den inländischen 
gleichgestellt. Jedoch haben die vielen Klagen der inländischen 
Arbeiter über die Konkurrenz der Ausländer und die wiederholten 
Ruhestörungen, die namentlich im südlichen Frankreich zwischen 
französischen und italienischen Arbeitern stattfanden, GtegenmaOregeln 
hervorgerufen. Durch Dekret vom 10. August 1899 wurde bestimmt, 
daß hei öffentlichen Arbeiten des Staates der Unternehmer eine 
Klausel in den Vortrag aufnehmen müsse, nur eine gewisse Zahl 
von auslänchschen Arheitern. die die vergebende Behörde bestimmt, 
zu beschäftigen. Die Departements und Gemeinden wurden aufge- 
fordert, auch ihrerseits eine solche Bestimmung in die Verträge auf- 
zunehmen. In einzelnen Gesetzen finden sich besondere Vorschriften für 
ausländische Arbeiter. So gesteht das Gesetz über die societes de 
secours mutuels ihnen das Recht zu, unter sich eine derartige Ge- 
sellschaft zu begründen. Femer haben die Ausländer Anteil an den 
Vorteilen des Gesetzes vom 9. April 1898 über die Arbeitsunfälle, 
wenn auch unter Vorbehalten. Geht nämlich der Arbeiter nach dem 
Unfall ins Ausland, so wird er mit dem dreifachen Betrag der 
Jahresrente abgefunden; auch haben Angehörige nur dann Anspruch 
auf Entschädigung, wenn sie zur Zeit des Unfalls in Frankreich 
wohnten. Nur polizeiliclien Charakter hat die ^'ol•schrift, daß jeder 
Ausländer, der in Frankreich einen kaufmännischen oder industriellen 
Beruf ausüben will, sich bei der Gemeinde anmelden muß. Eine 
Reihe von YorschlSgen zum Schutz der Inländischen Arbeiter haben 
kein Ergebnis gehabt, teilweise mit Rücksicht auf die Bevölkerungs- 
zunahme durch den Zuzug ausländischer Arbeiter. Daß die Klagen 
über die Konkurrenz ausländischer Arbeiter einer gewissen Berechtigung 
nicht entbehren, geht daraus hervor, daß. während die Zahl der 
Ausländer überhaupt etwas zurückgegangen ist, die der ausländischen 
Arbeiter von 339 000 im Jahre 1891 auf 382 000 im Jahre 1896 
angewachsen ist. 



III. Der Arbeitemhutz. 

A. Hygiene und Sieherbeit der Arlbeiter. 

Die Bestimmungen über die Hygiene in den Arbeitsräumen und 
die Sicherheit des Betriebs sind enthalten in den beiden Gesetzen 
vom 12. Juni 1898 und 11. Juli 1903. Diese Gesetze bringen zwar 
nur allgemeine Gesichtspunkte, aber sie enthalten eine sehr weit-^ 
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gehende BnnächtigaDg fär die Regierung, Mafiregeln zum Sehutse der 
Arbeiter anzuordnen. Die Autiililung der betroffenen Unternehmungen 

in Art. 1 des Gesetzes von 1893 ist so weit gefaßt, daß man de 
fast als erschöpfend betrachten kann. Eine Reihe von Dekreten aus 
den Jahren 1893, 1B94, 1895. 1901 und 1902 hat sehr eingehende 
Ausführungsbestimmungen gegeben. Auch für die Heimarbeit bezw. 
die Betriebe, in denen nur Familienmitglieder des Unternehmers be- 
schäftigt werden, können die Arbeitsinspektoren die dem Gesetz ent- 
sprechenden Maßregeln anordnen, wenn entweder Maschinen zur 
Anwendung kommen, oder der Betrieb- zu den gefähriichen gehört 

Die Überwachung ist den Arbeitsinspektoren übertragen. Diese 
haben in der Regel, wenn sie Mißstfinde finden, den Unternehmer 
darauf aufmerksam zu machen und ihn aufzufordern, sie innerhalb 
einer bestimmten Frist zu beseitigen. Geschieht dies nicht, so nimmt 
der Inspektor darüber ein Protokoll auf, das vollen Beweis für die 
Übertretung erl)ringt. vorbehaltlich eines von dem Unternehmer zu 
lit'fernden Gegenbeweises. Das Protokoll wird dann dem Präfekten 
und der Staatsanwalt^^chaft übermittelt. In einigen Fällen geschieht 
dies sofort, ohne daß eine vorgängige Aufforderung stattfindet Die 
Strafen sind zwar an sich mild, jedoch kann das (bricht, wenn der 
Unterndmier nach zweimaliger BestraAmg die geforderte Einrichtung 
nicht trifft, die Schließung des Betriebes anordnen. 

Für die Bergwerke und Steinbrüche sehrieb schon ein Gesetz 
vom 8. Juli 1890 eine besondere Überwachung der Sicherheit des 
Betriebes vor. Sie wird ausgeübt durch von den Bergleuten ge- 
wählte Delegierte, die sell»st Bergleute sein müssen. Auch frühere 
Bergleute sind wählliar. wenn sie vorher Delegierte waren. Die 
Wahl vollzieht sich unter Leitung der Behörden. Der Delegierte muß 
zweimal im Monat die Schächte und alle übrigen Einrichtungen be- 
suchen, ferner bei allen Anlässen, die eine besondere Feststellung 
des Zustandes des Bergwerks notwendig erscheinen lassen, wie 
namentlich Unfälle. Als Entschädigung erhält er vom Staate jeden 
Tag, den er auf Besiditignng anwenden mufite, als Arbeitstag be- 
zahlt. Über die Besichtigung ist ein Bericht zu machen und dem 
Präfekten zu übersenden, der ihn seinerseits dem staatlichen Minen- 
inspektor zuleitet. Die Einführung der Delegierten wurde veranlaßt 
durch die häufigen Klagen der Bergleute über die vielen Unfälle in 
den Bergwerken und die Angriffe, die gegen die numgrliiafte Über- 
wachung der Betriebe durch die Minen Inspektoren gemacht wurden. 
Tatsächlich scheint die Einrichtung auch an der Abnahme der Un- 
fölle Anteil zu haben. Es kamen nämlich in den Jahren 1888 — 1890 
auf 10000 Bergleute Ttötliche Unfälle durch schlagende Wetter und 
12 aus anderen Ursachen, während für die Jahre 1891 — 1898 die 
entsprechenden Zahlen 0,7 und 10,5 sind. 

D»U'Annl. 2 
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B. Der Frauen- und Kinderschutz. 

Das erste Gesetz über den Kinder.schutz ist vom 22. März 1841. 
Es bestimmt, daß vor 8 Jahren ein Kind in Fabriken nicht be- 
schäftigt werden dürfe, von 8 — 12 Jahren nur 8 Stunden lang, 
Nachtarbeit war für Kinder bis zu 13 Jahren untersagt. Dann er- 
gingen in den Jahren 1848, 1873 und 1874 Gesetze, die in steigen- 
dem Maße den Kinderschutz verfolgten. Die K<»itro]le war gut, aber 
die llfilde der Gerichte und die Untätigkeit der Staatsanwaltschaft 
vereitelten die Bestrebungen der Gesetze. Im Jahre 1880 begannen 
aber emstliche Anstrengungen der gesetzgebenden Körperschaften, 
für einen ausreichenden Schutz der Frauen und Kinder zu sorgen, 
jedoch erst am 2. November 1892 kam das erste Gesetz zustande, 
dem dann zwei weitere vom 30. März und 29. Dezember 1900 folgten. 
Zahlreiche Dekrete ergänzten sie. Das Anwendungsgebiet der Vor- 
schriften bestimmt Art. 1 des Gesetzes von 1892 dahin: Die Arbeit 
der Kinder und Frauen in den Fabriken, Manufakturen, Bergwerken 
und Steinbrüchen, auf Bau- und Lagerplätzen, in Werkstätten und 
ihren Zugehörungen aller Art, öffentlich oder privat, weltlich oder 
geistlich, selbst wenn die Betriebe Unterrichts- oder Wohltatigkeits- 
anstalten sind, unterliegt den Bestimmungen des gegenwärtigen 
Oeeetses/* 

Alter. Vor 13 Jahren darf ein Kind in den erwähnten Betrieben 

nicht beschäftig werden, es sei denn, daß es die Volksschule schon 
hinter sich hat und ein ärztliches Zeugnis beibrii»<.'t, wonacli es zu 
der zu verrichtenden Arbeit fähig ist. Der Arl)eit.sinspektor kann 
dieses Zeugnis übrigens auch vou allen Kindern bis zum 16. Lebens- 
jahre fordern. 

Dauer der Arbeitszeil Das Gresetz vom 30. März 1900 bringt 
die schon im vorhergehenden Abschnitt erwähnte Bestimmung über 
die allmähliche Verkürzung der Arbeitszeit auf 10 Stunden. Für 
Franen und Kinder gilt diese Vorschrift allgemein. In den Waisen- 
häusern und Wohltätigkeitsanstalten darf die Arbeit der Kiiul« r für 
ein Gewerbe 3 Stunden nicht übersteigen, wenn sie das 13. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben. Man hat also diesen Anstalten 
immerhin ein allerdings auch berechtigtes Zugeständnis gemacht. Um 
die Ültcrwachung nicht gegenstandslos zu machen, ist in allen be- 
troffenen Betrieben die Arbeit par relais, d. h. bei der nicht alle 
Arbeiter zu gleicher Zeit beginnen, untersagt Dagegen ist die Arbeit 
par equipes z. B. in 2 Schichten von je 8 Stunden gestattet. Die 
Ruhezeit aller Arbeiter muß jedoch zu gleicher Zeit stattlinden. 

Verbotene Arbeit a) Die Nachtarbeit ist untersagt Als Nacht 
wird die Zeit von 9 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens betrachtet Ist 
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<lie Arbeitszeit in 2 Schiebten eingeteilt, so wird die Nachtseit von 

10 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens berechnet. In Jeder Schicht muß 
«ine Ruhezeit von 1 Stunde enthalten sein, b) Verboten ist ferner die 
Arbeit an einem im voraus zu bestimmenden Tage der Woche und 
an den gesetzlichen Feiertagen. Welchen Tag der Unternehmer als 
Ruhetag wählen will, steht ihm frei. In der Regel wird es der 
Sonntag sein, c) In Theatern dürfen Kinder unter 13 Jahren nur 
mit ausdrücklicher Genehmigung des Präiekten und in Paris des 
üntorichtsministeriums yerwendet werden, die in jedem dnzelnen 
FaUe nachzusuchen ist. Dazu kommt ein Gesetz vom 7. Dezember 1874, 
das für die Gewerbe im Umherziehen die Beschäftigung von Kindern 
unter 16 Jahren bei Schaustellungen verbietet und nur für die Eltern 
des Kindes eine Ausnahme macht, wenn die Vorführungen nicht ge- 
fährlich sind, d) Die Arbeit von Frauen und Mädchen unter Tag 
ist untersagt. Jugendliche Arbeiter dürfen nach einem Dekret vom 
3. Mai 1893 bis zu 16 Jahren nur eine 8 stündige unterirdische 
Arbeitszeit haben, zwischen 16 und 18 Jahren darf sie nur 10 Stunden 
und iu der Woche nur 54 Stunden betragen. Außerdem ist eine 
Buhezeit von einer Stunde gewährleistet, die aber nicht gerechnet 
wird, wie überhaupt nur die wirkliche Arbeit am Orte selbst in 
Betracht kommt 

Hygiene und Sicherheit der Frauen und IQnder in der Industrie. 
Schon oben wurde das hierüber geltende Spezialgesetz vom Jahre 
1893 erwähnt. Aber schon das Gesetz von 1892 enthält eiaetk 
Abschnitt Hygiene imd Sicherheit der Arbeiter", so daß für Frauen 
und Kinder nunmehr beide Gesetze zur Anwenduns? koiniiieii. Zu 
•erwähnen ist, daß die Aufzählung der betroffenen Betriebe in dem 
Gesetz von 1893 bedeutend weiter ist, als in dem von 1892. Da- 
gegen ist letzteres dadurch sehr wertvoll, daß es Dekreten einen 
^oßen Spiefaraum läBt, so da0 noch besondere SchutEmaßregeln für 
Frauen und Kinder angeordnet werden können. Die einschlägigen 
Artikel besagen nämlich: Art 12. Diejenigen Arten der Arbeit, 
welche wegen ihrer Gefährlichkeit, wegen möglicher Oberanstrengung 
der Arbeiter, oder aus Gründen der Sittlichkeit, Kindern und Frauen 
zu imtersagen sind, werden auf dem Verordnungswege bestimmt; 
Art. 13. In ungesunden und gefährlieh(!ii Betrieben, in denen der 
Arbeiter einzelne Arbeiten verrichtet oder Ausdünstungen ausgesetzt 
ist, welche die Gesundheit schädigen, können Frauen und Kinder 
nur unter den Bedingungen beschäftigt werden, die auf dem \'er- 
•ordnungswoge für einzelne Kategorien von Arbeitern gegeben werden. 
Auf Grund dieser beiden Artikel, sind zahlreiche Dekrete ergangen, 
die angeben, in welchen Betrieben Frauen und Kinder bis zu 18 Jahren, 
nur unter gewissen Bedingimgen oder überhaupt nicht arb^ten dürfen. 
Dies sind entweder besondere Schutzrorschriften oder Besduränkungen 

2» 
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der Arbeit auf Kinder von einem gewissen Alter an, z. B. über 
16 Jahre oder auf eine bestimmte Arbeit unter Ausschluß der für 
das betreffende Alter noch zu gefährlichen Arbeit. Diese Bestimmungen 
, sind regelmäßig in Form einer Liste gefaßt, die die verbotenen Ver- 
richtungen, den Kreis der geschützten Personen und den Grund des 
Verbots angeben. — Ein besonderes Gesetz vom 29. Dezember 1900 
schreibt vor, daß in Läden eine der Zahl der Ladnerinnen gleiche 
Anzahl von Stfiblen beieitgestellt sein muß. 

Überwachmig. Die Obeiwachung der Vorschriflen ist mit Aus- 
Dahme der Bergwerke den Arbeiteinspektoren anvertraut Für die 
Kinder bis zu 18 Jahren wird sie dadurch erleichtert, daß der Unter- 
nehmer über diese eine Liste führen muß und durch den Zwang der 
Arbeitsbücher. Eine vorgängige Mitteilung von Beanstandungen zwecks 
Abstellung ohne Eingreifen der Gerichte findet nicht statt. Der 
Inspektor übermittelt das Protokoll ^^ofort dem Präfekten und der 
Staatsanwaltschaft. Ferner wurde eine Oberkomniissioii aus 9 Mit- 
gliedern errichtet, welche sich über die zu ergreifenden Maßregeln 
und die Art der Oberwachung zu äußern hat In den Departements 
wurden Schutzkomitees ins Leben gerufen, die sich neben der gewerb^ 
liehen Ausbildung auch mit dem Kinderschutze befassen. 

Ausnahmen. Das Gtosetz enth&lt eine Reihe von Ausnahmen von 
den Bestimmungen über die Arbeitsdauer, die Nachtarbeit und den 
Ruheüig, die zwar das Bestreben zeigen, nicht zu viel zu gewähren» 
leider aber sich als zu zahlreich erwiesen haben. Es muß zwar in 
der Regel um die Erlaubnis der Inspektoren nachgesucht werden, 
aber diese wird verhältnismäßig leicht gegeben. Andererseits steckt 
auch das Gesetz selbst für die Ausnahmen zu weite Grenzen, wenn 
es bestimmt, daß von den Ruhetagen bis zu 15 unterdrückt werden 
können und die Arbeitszeit an 60 Tagen des Jahres, somit jeden 
fünften Tag, die Dauer von 10 Stunden überschreiten darf. 

Strafen. Die Strafen sind sehr mild. Sie betragen nur 6 bis> 
15 Fr. Geldstrafe, im Rückfall bis zu 100 Fr. Härtere Bestrafung 
findet nur die Verhinderung der Inspelctoren an der Ausübung ihres 
Amts. Hier kann die Geldstrafe bis zu 500 Fr. und im RuddaU 
1000 Ft. betragen. 

Heimarbeit. Im allgemeinen ist die Heimarbeit von den Vor- 
schriften des Gesetzes befreit, werden aber Dampfkessel oder 
mechanische Kräfte verwendet oder gehört der Betrieb zu den ge- 
fährlichen, so können wenigstens die Bestimmungen über die Hygiene 
und Sicherheit der Arbeiter zur Anwendung kommen, wie das aucK 
das oben erwähnte Gesetz von 1898 gestattet 

Statistik^) der Anwendung des Gesetzes vom 12. Juni 1898. 



1) Bfin. de comm., dir. du tr. Rapports eto. 
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über die Hygiene und Sichorlioit und des (iesetzes vom 2. November 
1892 über die Arbeit der Kinder und Frauen in industriellen Be- 
triebea im Jahre 1901. Die luspekticu liat hinsiclitlich der Durch- 
fuhiuiig dieser Oesetse sehr viele Beanstandungen ergeben, die nach 
der Aufforderung zur Beseitigung der Mifistände» soweit sie zulässig 
war, jedoch regelmäßig behoben wurden und daher nur zu yerbältnis- 
mäßig wenig Bestrafungen führte. Während aber das Gesetz von 
1898 ohne besondere Schwierigkeiten von den Unternehmern ange- 
nommen wurde, stieß das von 92 auf einigen Widerstand. So haben 
z. B. die Vorschriften des Gesetzes von 1893 bezw. der dazu er- 
gangenen Dekrete über die Reinlichkeit in den Arbeitsräumen nur 
zu 875 Beanstandungen und 16 Bestrafungen gefülirt, diejenigen 
über die Schutzvorschriften an Maschinen, Rädern usw. nur zu 2883 
und 117. Dagegen wurden, um einige Ziffern anzuführen, bei der 
Überwachung gemäß dem Gesetze von 1892 beanstandet: 1019 Zu- 
widerhandlungen gegen die Bestimmungen über das Alter der Kinder, 
ca. 6000 gegen die über Dauer der Arbeitszdt, 1849 hinsichtlich 
der Nachtarbeit, ca. 2000 bezüglich des Ruhetags. Die meisten Be- 
anstandungen hatten die Glasindustrie, die Wohltätigkeitsanstalten 
und die ernnze Konfektionsindustrie. Da sich dif Arbeitgeber häufig 
im Rückfall befanden, kamen sie vor das Zuchtpolizeigericht und 
«rh leiten höhere Strafen. Den Gerichten wurden übergeben 2836 
Fälle; die Strafen beliefen sich auf &9U0ü Fr., fast das Doppelte 
des vorhergehenden Jahres. 

Das Verhältnis der Kinder bis zu 18 Jahren und Frauen in 
der ganzen Industrie belief sich auf ca. 8 ^/^ Kinder und 16 7o Frauen. 
Für die dem Gesetz von 1892 unterliegenden Betriebe sind die ent- 
sprechenden Zahlen 16,8 ^'^ und 28 %. Hauptsächlich weil natür- 
lich hier diejenigen Unternehmungen fehlen, welche nur erwachsene 
männliche Arbeiter beschäftigen. 76,5 der inspizierten Betriebe 
hatten nur 1 — 5 Arbeiter. Der Ruhetag war fast überall der 
Sonntag. 

Besondere Folgeerscheinungen der beiden Gesetze waren: An- 
wachsen der Heimarbeit, die der Überwachung nicht oder fast nicht 
tmterliegt, zahlreiche Entlassungen von Frauen und Kindern, Mehr- 
-Verwendung von Maschinen, Ausdehnung des Stücklohns, Erhöhung 
•der Produktion. 

Beigwerke. Das französische Recht unterscheidet mines bei 

denen Bergwerkseigentum und Eigentum an Grund und Boden ge- 
trennt sind und minieres und carrieres, bei welchen der Grundstücks- 
eigentümer zum Al)bau berechtigt ist. Bei den mines erfolgt die 
Ausbeutung in größerer Tiefe, bei den minieres und carrieres in 
geringer oder an der Oberfläche. Die genaue Unterscheidung gründet 
^ich auf die Art der geförderten Mineralien, für die Arbeitergesetz- 
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gebiing ist nur die Unterscheidung nach niines einerseits und minieres 
und carrieres andererseits von Bedeutung. Im folgenden sei der 
Unterschied als Bergwerke und Steinbrüche festgehalten. 

Von den 320 273 Arbeitern in den Bergwerken und Steinbrüchen 
waren im Jahre 1901 285289 erwachsene männliche Arbeiter und 
85 084 geschützte Personen, somit 10,9 ^/^ aller Arbeiter. Diese 
Zahl ist in leichter Abnahme begriffen. In den Bergwerken wurden 
181 792 Arbeiter verwendet, davon 26 358 geschützte. Von letzteren 
waren 2974 Frauen über und 2639 unter 18 Jahren im oberirdischen 
Betrieb beschäftigt. Ks bleiben also 20 745 iu£?pn(lliche Arlieiter, 
von denen 13 70(j unter Tag arbeit^'ten. Trotz dieser hohen Ziffern 
wurden mit Riicksicht auf das (iesetz von 1892 nur 26 Bean- 
standungen erhoben, die zu nur zwei leichten Bestrafungen führten. 

G. Die Lelirliügo. 

Mit der Aufhebung der Korporationen im Jahre 1791 verschwand 
auch die Regelung des Lehrlingswesens. Bald aber erkannte man^ 
dafi gesetzliche Bestimmungen auf diesem Gebiete nicht zu umgehen 
seien und schon ein Oesetz vom 22. Germinal XI füllte die Lücke, 
wenn auch in unvollkoniniener Weise aus. Das geltende Gesetz ist 
vom 22. Februar 1851 und bezieht sich auf alle Lehrlinge, auch 
Handelslehrlinge. Die Form des Lelirvertrags ist schriftlit h oder 
mündlich. Ein schriftlicher Vertrag kann sowohl vor gewissen Be- 
hörden, wie privatschriftlich abgeschlossen werden. Ober die allge- 
meinen Verpflichtungen des Lehrherm, Unfähigkeit gewisser Personen 
zur Annahme von Lehrlingen, Auflösung des Vertrags, Freigabe von 
Stunden zum Unterricht, Pflichten des Lehrlings und Probezeit ent- 
halt das Gesetz dem deutschen Recht ilhidiche Bestimmungen. Her- 
vorzuheben ist vielleicht folgendes : Ein Unverheirateter darf weib- 
liche Lehrlinge, soweit sie minderjahritz sind, nicht bei sich wohnen 
lassen, der Lehrherr hat kein Züchtigungsrecht, hinsichtlich der Aus- 
führung des Lehrvertrags sind die conseils de prud'hommes zu- 
ständig. 

Das Gesetz von 1851 traf auch Bestimmungen über den Lehr- 
lingsschutz, dazu kamen in den Jahren 1892 und 1898 die Gesetze 
über den Schutz der Frauen und Kinder und die Hygiene und Sicher^ 
heit der Arbeiter. Von den in Kraft gebliebenen Vorschriften des 

Gesetzes von 1851 sei namentlich erwähnt, daß der Lehrling nicht 
zu Arbeiten in der Familie des Lehrherrn angehalten werden darf, 
und daß der Ruhetag der Sonntag sein muß. Eine Altersgrenze- 
nach unten und ein absolutes Verbot der Nachtarbeit kennt das 
Gesetz nicht, was für diejenigen Betriebe, in denen das Gesetz voa 
1892 nicht gilt, immerhin praktisch werden kann. 



Digitized by Google 



— 15 



Statistik. Nach dem Bericht über die Enquete des conseil 
superieur du iravail aim dem Jahre 1901/1902 hielten von den 

Betrieben, auf welche sich die üntersuclmng bezieht 537 einen oder 
weniger Lehrlinge auf 10 Arbeiter, 284 zwei, 114 drei und 88 vier 
oder fünf Lehrlinge auf 10 Arbeiter. " der Lehrverträge wurden 
mündli(;h allgeschlossen. Das Halten von Lehrlingen und damit der 
Fat hunterricht ist in steter Abnahme begriffen, großenteils deshalb, 
weil die Eltern die Kosten der Lehrzeit nicht tragen wollen. Es 
wird behauptet, daß auf diese Weise in kurzer Zeit eine Reihe von 
Geweben dem Ausland oder den ausländischen Arbeitern überliefert 
würden, so namentlich das Bau-, Schreiner- und Malergewerbe. Die 
Lehrzeit beträgt zwischen 10 Tagen und 5 Jahren. 



lY. Die StellenYermittlimg. 

1. Die autorisierten Stcllcnvrrmittlungsbureaus, Sie wurden 
geschaffen durch eine Ordonnanz vom 20 Pluviöse XII (10. 2. 1804) 
in der Absicht, im Zusammenhang mit den schon vorher eingeführten 
Arbeitsbüchern dnen Oberblick über die Arbeiterbewegung zu liefern. 
Deshalb verlangte man auch zur Ausübung des Oewerbes der Stellen- 
vermittlung die Genehmigung der Behörden. Einige Zeit nach dem 
Sturze des Kaisertums, im Jahre 1823, gab man das Gewerbe frei, 
jedoch zeigten sich sehr rascli solche Miß>t;in(h% daß von allen 
Seiten das Eingreifen des Gesetzgebers gefordert wurde. Infolge 
der politischen Ereignisse brachte erst das Dekret vom 25. Mfirz 1 Hr)2, 
die auch heute noch geltenden Hestinimungen iiher die Stellenver- 
mittlung. Es schreibt von neuem für die Ausübung des Gewerbes 
die Genehmigung der Gemeinde vor, die sie aber nur an würdige 
Personen verleihen darl Die Gemeinde hat anch ein Aufbichtsrecht 
und das Recht, unter gewissen Bedingungen die Genehmigung zu- 
rückzuziehen; femer kann sie die Tarife festsetzen und andere ein- 
schränkende Vorschriften erlassen. So hat z. B. Paris bestimmt, 
daß jedes Vermittlungsbureau ein Register zu führen hat, in das 
alle Vermittlungen eingetragen werden müssen und daß eine Gebühr 
nur geschuldet wird, wenn der Arbeiter drei Tage in der vermittelten 
Steile gearbeitet hat. 

2. Vermittlungsbureaus der Gemeinden. Rie geben unentgelt- 
lichen Arbeitsnachweis. Sie wurden zuerst in Paris, dann auch in 
einigen anderen Städten eingeführt Im Jahre 1902 hatten 14 von 
den 20 Pariser Arrondissements solche Einrichtungen. 

8. Vermittlung der Syndikate. Der Art 6 § 5 des Gesetzes 
vom 21. Marz 1884 über die Syndikate gibt diesen unter Befreiung 
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von der vorgängigeii Genehmigung und der Aufsicht der Gemeinden 

das Recht Bureaus für den Arbeitsnachweis einzurichten. \'on dieser 
Ermächtigung hat eine sehr grofie Zahl von Syndücaten Gebrauch 
gemacht. 

4. Die Arbeitsljörsen. Die l)edeuteiKiste ist die Piiriser Arbeits- 
börse. Ilire Krliauung wurde nach verschiedenen Anregungen im 
Jahre 1886 durch die Stadt beschlossen zum Zwecke eines Arbeits- 
nachweises im großen Maßstabe. Im Jahre 1892 wurde sie auch 
fertiggestellt, aber schon 1898 wieder geschlossen, da sich revolu- 
tionäre Bestrebungen in ihr geltend machten. Erst im Jahre 1895 
wurde die Neueröffnung gestattet, jedoch zugleich traf man Be- 
stinimungen, um weitere Mißbräuche zu verhindern. Gegenwärtig 
gilt ein Del<ret vom 17. Juli 1900. Danach ist allen Berufssyndi- 
katen das Rocht eingeräumt, ein besonderes Lokal zur Betreibung 
des unentgeltlichen Arbeitsnachweises in Anspruch zu nehmen. Die 
Delegierten der Syndikate wählen ferner die Verwaltungskoniuiission 
der Börse. Der Polizeipräfekt übt die Aufsicht und ernennt auf die 
Ämter. Die Börse enthält außer den einzelnen Räumlichkeiten für 
die Syndikate einen allgemeinen Saal, in welchem Arbeitgeber aller 
Gewerbe Arbeiter treffen und anwerben können, femer einen großen 
Versammlungsraum und eine Bibliothek. Ähnliche, hauptsächlidi 
durch die Arbeitersyndikate mit Unterstützung der Gemeinden ge- 
gründete Arbeitsbörsen bestehen auch an den meisten größeren 
Orten. Im Jahre 1900 waren es 75, 1903 94. 

5. Weitere Vermittlungsbureaus wurden gegründet durch die 
societes de secours mutuels, durch Wohltätigkeits- und religiöse 
Vereine. Ihre Bedeutung ist nicht sehr groß. 

Statistik; Reformbestrebungen. Die Notwendigkeit einer guten 
Stellenvermittlung zeigt die schon mehrmals erwähnte Enquete aus 
den Jahren 1898 — 1897, die sich auf 2500 industrielle Betriebe 
erstreckt. Danach sind in diesen von 100 Arbeitern 40 im Laufe 
des Jahres eingetreten. Die Vermittlung der autorisierten Stellen- 
venuittlungsbureaus übersteigt weit die aller anderen Einrichtungen 
zusammen. Nach einer Untersuchung aus dem Jahre 1891/1892 
vermittelten erstere nämlich 821450 Stellen, letztere nur 402 226. 
Die entsprechenden Zahlen für 1898 sind 935 000 und 311000. 
Diese Angaben sind allerdings mit großer Vorsicht aufzunehmen; 
denn die autorisierten Bureaus haben wegen der gegen sie bestehen- 
den Bewegung ein Interesse daran, ihre Wichtigkeit durch hohe 
SSiffem zu beweisen. Auch sollen die Wohltätigkeitsanstalton sehr 
unvollständig geantwortet haben, was andererseits vielleiGfat wieder 
dadurch ausgeliehen wird, daß bei weitem nicht alle autorisierten 
Bureaus in der Statistik entlialten sind. Jedenfalls geht aus ihr 
hervor, daß die zahlreichen Reformbestrebungen zur Sdiaffung eines 
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ausreichenden unentgeltlichen Arbeitsnachweises zurzeit nur eine 
schärfere Überwachung der autorisierteii Stellenyennittlungsbiueatts 
erreichen können. Auch die häufigen Volksversamvüungen und Ruhe* 
Störungen werden nur Unterdrückung von Mißbrauchen erreichen. 



Y. Die ArbeitervereinigDiigeii. 

1. Geschichte. Die Aufh<'bun^ der Korporationen und die Pro- 
klamierung der Gewerbefreiheit durch Dekrete vom 2. und 17. März 
1791, ebenso die Auflösung der freiwilligen Innungen, welche sich 
sofort gebildet hatten, durch Dekret vom 14. — 17. Juni 1791 waren 
an sich keine arbeiterfemdlichen Maßregeln, sondern richteten sich 
lediglich gegen das Zunftwesen und wollten die Freiheit der Arbeit 
schützen. Dennoch schädigte letzteres Dekret, die sogenannte loi 
Chapeiier vom 14. Juni im höchsten Maße die Interessen der Arbeiter 
durch die Bestimmung, daß jede Vereinbarung verboten sei, welche 
den Zweck habe, gemeinsam di<' Arbeit einzustellen oder nur zu 
einf'm gewissen Preise zu arbiiten. DifsiT dfu Arbcitf-rn höchst 
ungünstige Standpunkt der Gesetze kam auch im Code penal Art. 416 
zum Ausdruck. Dieser bezog sich allerdings auch auf die Arbeitgeber, 
traf sie aber naturlich nicht so hart Er lautete: «Arbeiter, Arbeit- 
geber und Unternehmer, die in Verfolgung einer Verabredung durch 
Geldstrafen, Verbote oder Vorschriften der freien Ausübung der In- 
dustrie und der Arbeit Abbruch tun . werden mit Gefängnis von 
6 Tagen bis zu 3 Monaten und einer Geldstrafe von 16 — 300 Fr. allein 
oder in Verbindung miteinander bestraft.*" Dazu kam die Bestimmung, 
daß kein \ Crein ohne ausibii« kliclie tienehinigung der Verwaltunir, 
die hier vollständig freies Belieben hatte, mehr wie 20 Personen 
aufnehmen durfte. (Art 291 — 294 Code penal.) Natürlich wurden die 
Arbeiter auch von diesen Bestimmungen weit härter getroffen als die 
Arbeitgeber. Im allgemeinen war man jedoch gegenüber den sich 
trotzdem bildenden Gesellschaiten der Arbeiter nicht sehr strenge. 
Auch spielten in den ersten Jahrzehnten des 19. «Taliiiiunderts die 
Koalitionen infolge dir politischen Verhältnisse keine Rolle. Es haben 
zwar die ungefähr 5 Jahrhunderte alten, streng geheimen Verbin- 
dungen der Arbeiter, die unter dem Namen compagnonnages^l bekaiuit 
sind, in den Jahren 1815— 18;U) ihre Glanzzeit erlebt, allein mehr 
nach der Zahl ihrer Mitglieder und iin-em Auftreten nach außen, als 
durch ihr praktisches Wirken für die arbeitende Klasse. Es be^virkten 
auch die durch die Arbeiter^verkstätten hervorgerufenen Juniereignisse 



^) vgl. E. Martin Saint-Leon ,Jie compagnonnage", Paris 1901. 
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des Jahres 1848 sehr scharfe GegeamaAregeln der Regierung, aber 
diese waren unhaltbar gegenüber einer Wirtschaftsordnung, welche auf 
Koalitionen der Aibeitgeber und Arbeiter hindrängte. Durch Gesetz 
vom 25. Ml^ 1864 entschlofi man sich, alle Koalitionen zu gestatten, 

wenn auch unter einengenden Vorschriften. Auch dem Anschluß der 
sich bildenden Vereine an die 1864 in London gegründete aB«;ociation 
internationale des travailleurs war man anfanfjs nicht ungünsticf 
gesinnt. Da sich aber in die-^fr Vrreini£run«r rtvohitionän' Ideen 
geltt'ud machten, deren Hücku u kuiig auf die kommunistiscii«' n«>Av>'(juni? 
im Jahre 1871 nicht zu h ugnen war, wurde die Teilnahme verboten, 
an der association in Londen überhaupt, an den anderen inter«^ 
nationalen Vereinigungen insoweit sie dem Staat gefährlich werden 
könnten. (1872.) Seit 1877 nahmen die Koalitionen einen großen 
Aufschwung. Damit fielen auch die einengenden Bestimmungen. 1884 
erschien das Gesetz über die Syndikate, es hob den Art. 416 Code 
penal auf; diesem folgten das dehnbare Gesetz von 1872 über die 
internationalen Vereinigungen und im .Tain-«' 1901 die Art. 2t>l Iiis 
204. welche ffii \'t n ine von melir wie 20 Personen Genelimiguug der 
Verwalt u 1 1 c s b» * h 0 1 ( I e i u ih 1 1 rt » - n . 

Wohl zu unterscliei(b'n von <len Arbcitcrvfrbindunfrt'n. <ii<' neben 
der Aufgabe, den Arbeiter wirtschaftlich giuistiger zu stellen, einen 
politischen Charakter haben, sind die societes cooperatiTes, welche 
man am besten mit den deutschen Genossenschaften vergleichen kann. 
Dmen war die Gresetzgebung stets günstig gesinnt Die ersten Anfänge 
dieser Vereine reichen zurück auf das Jahr 1831. Die Gesetzgebung 
kam ihnen zu Hilf«', aber doch nicht so durchirreifend, daß man sie 
außerlialb des sonstiiren Vereinsrechts gestellt hätte. Erst durch Gesetz 
vom 24. Juli 1807 ijab man ihnen eine ffstf (TiuiidlaL'«'. iiidfin man 
das Handrlstrrsrtzliucli so faßtr. daß «'s iliiit-ii iiuiLdirli wunli'. eine 
der CTesellschaitst'ornu'n (U-s HaiHh'lsLrrsi'tzbutlit'.s anzuiH'limt'H. 

Dieses Gesetz von 1867 und das von 1884 über die Syndikate 
sind die einzigen, die man als zur Arbeitergesetzgebung gehörig 
betrachten kann. 

2. Die Syndikate. Das Gesetz vom 21. M&rz 1884 über die 
Bildung von Berufssyndikaten geht auf eine Definition über Wesen 
und Zwr( k dieser Vereine nicht ein. es wird lediglich, um die Politik 
nach Mögliciikeit auszuschalten, in Art. 3 gesairt: .Die Herufs- 
syndikatc haben aussdiließlirb zum Gegenstand das »Studium und 
die \'»'rteidi<:unir Volkswirt schaftliclu'r. gewerblicher, kauf m.äunisi her 
und landwii1s( liaftliclit r Interessen." Damit ist eifrentlich sehr wenig 
festgelegt, (hiß aber das Wort „ausscldießlich" politische Bestrebungen 
nicht verhindert, beweisen z. B. die Vorgänge an den Arbeitsbörsen. 
Die Syndikate haben auf die Regelung der Arbeit den größten Einfluß- 
gewonnen, um so leichter, als das Gesetz ihnen sehr gänstig ist und 
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ihnen fn-ifi' Hand hißt, als ander*' Länder «jeLM iiüber derartiL't ii 
Vereinen Lnstatten. Es trifft, nafhdein hs das (icsetz vom 14. bis 
17. Juni 1791 und den Art. 41 G Code p»''nal für aufszehoben, sowie 
die anderen die freie Bildung vou Vereinen beschränkenden Vor- 
schriften als hier nicht anwendbar erklärt hat, folgende Bestimmungen. 

Die Syndikate können sich for einen oder for verwandte Berufe 
ohne Genehmigung der Regierung bilden. Jedoch müssen die Gründer 
die Statuten bei der Gemeinde hinterlegen und dort die Namen der 
Vorstände bekannt geben. Die Syndikate haben juristische Per- 
sönlichkeit. Immobilien können sie aber nur erwerben, soweit sie 
diese zur VersanunlunL\ für eine Bibliothek oder l'nterrichtskurse be- 
nöti<j:en, eine Eins(•!lr.'iId^ullL^ durch welciie man die Zunahme der ( jüter 
der toten Hund verhindern wollte. Ferner ist ihnen ausihücklich das 
Recht eingeräumt, Ka!5.sen für gegen.seitige Hilfeleistung und Alters- 
Yttrsicherungskassen zu begründen und sich mit der Stellenvermittlung 
zu beschäftigen. Die Kassen müssen jedoch eigene juristische Per- 
sönlichkeit erwerben, ihr Vermögen mufi von dem des Syndikats 
getrennt gehalten werden. Um den Zwang fernzuhalten, kaim jedes 
Mitglied jederzeit austreten unter Wahrung derjenigen Re( hte, welche 
es aus den besonderen Kassen für Altersrenten usw. hat, k;inn. 
aber auch Mitglied di<'ser Kassen bleiV»en, ohne dem Syndikat melu" 
anzugehören. \'<'reiniLnini:en von Syndikaten sind gestattet: sie haben 
aber weder eine Juristische Persönliciikcit. noch können sie Immobilien 
besitzen. Die Sanktion des Gesetzes besteht iu Geldstrafen und 
gerichtlicher Auflösung des Syndikats. 

Statistik. Die Statistik der Arbeitsdirektion^) aus dem Jahre 1903 
zeigt, -daB das Syndikatswesen in alle Kreise der Arbeiter und Arbeit- 
geber gedrungen ist Als Aufgaben, die sich die Beruf ss3nidikate 
gestellt haben, führt sie an: Erteilung von gewerblichem Unterricht» 
Einrichtungen vott Bibliotheken, von Laboratorien für Untersm hungen, 
Ausstellungen, Preisarbeiten, unentgeltliche Stellenvermittlung (an den 
94 Arbeitsbörsen waren lö71 Syndikate betejlii/li. Einrichtung von 
gegenseitiijen Ililfkassen aller Art. ProduktionsL'esellschai'ten. Konsum- 
Vereine, Kredit kassen, Schaffung von Zeitungen, Propaganda tiu* 
Berufsinteressen. 

A. Zahl der Bemftsyodikate und ihrer Mitglieder. 

1890 1897 1908 

Arbeitgeber 1004mit 93411 M. 1894mit 189514M. 2757 mit 205 463 M. 
Arbeiter 1006 ., 130692 , 2324 „ 487 798., 3934 „ 648757 ^ 
gemischte 97 „ 14 096 „ 184 33 9G3 „ 156 „ 33431 „ 
ländüche 648 „ 234234 „ 1499 , 448 395 ., 2433 „ 598834 ^ 

"2755 481483 59ÖT 1109665 928Ö 1481485 
Annnaire des syndicats profesrionels. 
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B. Syndikatgrereinigiingen. 1903. 

Beteiii {rtf Synd. Beteiligte Syud. 

Arbeitgeber 78 1434 ländliche 43 — 

Arbeiter 138 2236 Arbeitg. u. Arb. 8 — 
gemischte 11 49 

2. Die sodetes cooperatives. QewöhnKob werden auch diese 
Oesellschaften von Syndikaten gebildet Sie werden in der Regel 
eingeteilt in Konsum-, Produktions- und Kreditvereine. Als man im 
Jahre 1867 im Handelsgesetzbuch 1. Buch III. Titel Bestimmungen 

trat um die Entstehung von Handelsgesellschaften mit geringen und 
▼eranderlichen Kapitalsbeiträgen zu ermöglichen, glaubte man, daß 
sie oine gewisse BedHiitiiiif!: erlangen würden. Allein wenigstens bei 
den Konsumvereinen trat nicht der erwartete Erfolg ein. Es lag dies 
teilweise daran, daß die Bildung von Gesellschaften in einer der drei 
Formen des französischen Handelsrechts für die Teilnehmer zu ver- 
wickelt war, so daß die Aktien nicht gezeichnet wurden, andemteils 
flcuöh an der schlechten Geschäftsführung, namentlich den häufigen 
Veruntreuungen. Obrigens können sich solche Gesellschaften auch 
in der Form der gewöhnlichen Vereine bilden und unterliegen dann 
dem gemeinen Recht. Wann eine Handelsgesellschaft und wann ein 
Verein des gemeinen Rechts vorliegt, ridktet sich im ganzen danach, 
ob eine Spekulation dabei vorliegt oder nicht. Um die Spekulation 
im schlimmen Sinne auszusr liließcn , wurden einschränkende Be- 
stimmungen getroffen, wie die Beschränkung des Kapitals und die 
Vorschrift, daß die Papiere Namenpafiiere sein müssen und nur unter 
«rschwerendeu Bedingungen übertragen werden können. 



YL Der Streik. 

Es sind zwei Fragen, welchen die französische Gesetzgebung 
auf dem Gebiete des Streiks nahe getreten ist Die eine ist das 
Verii&ltnis der Stralgesetzgebung zum Streik bezw. seinen Auswüchsen, 
die andere, die gütliche Schlichtung bei Streiks. 

1. Die Strafgesetzgebung. Schon oben wurde en^^ähnt, daß das 
Oesetz vom 25. März 1864 das Vergehen der Koalition beseitigt hat 
Es wurde durch ein anderes ersetzt ,,die Beeinträchtigung der Arbeits- 
freiheit." Da aber Jede Art der Beeinträchtigung der Arbeitsfreiheit 
bestraft wurde, so bedeutete das einfach wieder eine Verneinung des 
Koalitionsrechtes, einen viel zu weit gehenden Schutz der Arbeits- 
willigen und eine große Schädigung der Arbeiter gegenüber den 
Arbeitgebern ; denn eine Beeinträchtigung der Arbeitsfreiheit kann in 



Digitized by Google 




aUem und jedem erblickt werden* wodurch ein Arbeiter den andem 
von der Arbeit abhalten wilL Das Gesetz Tom 21. Marz 1884 hat 
hier Wandel geschaffen, es kennt nur mehr eine schwerere Beein- 
trachtigung der Arbeitsfreiheit So ist z. B. nach älterer Gesetz- 
gebung verboten, nach neuerer erlaubt: Vereinigung zum Zwecke 
des Streiks ; Auferlegung von Strafen für diejenigen, welche, trotz- 
dem sie der Vereinbarung zum Zwecke des Streiks beigetreten sind, 
den Anordnungen der Vereinigung nicht Folge leisten ; Verbot einzelner 
Betriebe ; Boykottierung von Arbeitern ; Verrufserklärungen. Die ein- 
schlägigen Artikel des Code penal haben folgenden Wortlaut: Art 414. 
Wer durch Gewalt, List oder Drohung eine verabredete Einstellung 
der Arbeit herbeiführt oder aufrecht erh&lt oder herbeizuführen oder auf- 
recht zu erhalten sucht, welche eine Eriiöhung oder Verringerung des 
Lohns oder eine Beeinträchtigung der freien Ausübung der Arbeit be- 
zweckt, wird mit GefäLngnis von 6 Tagen bis zu 3 Jahren und einer Geld- 
strafe von 16 bis zu 8000 Fr. allein oder in Verbindung miteinander 
bestraft. Art. 415. Sind die Vergehen des vorhergehenden Artikels in- 
folge eines verabredeten Planes begangen, so kann Polizeiaufsicht von 
2 bis zu 5 Jahren ausgesprochen werden. Wie aus diesen Artikeln 
hervorgebt, fällt die Abhaltung eines einzelnen Arbeiters in einem 
einzelnen Falle nicht unter das Gesetz. Übrigens kommen für dio 
beiden Strafbestimmungen der Art 468 Code penal über die Zu- 
billigung mildernder Umstände und das Gesetz B er an g er über den 
Strafaufschub in Betracht 

Statistik. Wegen Beeinträchtigung der Arbeitsfreiheit wurden 
in den Jahren 1864—1884 3001 Personen bestraft; davon erhielten 
408 eine Geldstrafe, 2232 Gefängnisstrafe bis zu 1 Jahre, 61 darüber. 
In den Jahren 1885 — 1896, also einem ungefähr halb so langen 
Zeitraum waren die Zahlen : bestrafte Personen 2437, davon erhielten 
Geldstrafen 362, Gefängnis bis zu 1 Jahr 2069, darüber 6. Diese 
yerhftltnism&Sig hdheren Ziffern bedeuten gegenüber der Versch&rfung 
des Lohnkampfes, der Ausdehnung der Syndikate und anderer teil- 
weise politischer Arbeiterverbindungen und der Zunahme der Streiks 
kaum eine Erhöhung, sondern eher eine Verminderung. Namentlich 
der letztere Punkt dürfte zu beachten sein; denn während für die 
Jahre 1858 — 1874 im Durchschnitt jährlich 19 Streiks gezählt 
wurden, eine Statistik, die allerdings kaum einwandfrei ist, werden 
für die Jahre 1890 — 1899 jährlich 421 angegeben. Die bestraften 
Personen sind natürlich fast nur Arbeiter. 

2. Vermittlung und Schiedsgericht. Am 27. Dezember 1892" 
erging ein Gesetz, das den Zweck hatte, bei Streitigkeiten swischeii 
Arbeitern und Arbeitgebern eine gütliche Einigung herbeizuführen und 
namentlich Streiks zu verhindern. Der Artikel 1 des Gesetzes sagt: 
„Arbeitgeber, Arbeiter oder Angestellte, zwischen denen ein Streit 
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gemeinsamer Art („d'ordre collectif") über die Arbeitsbedingungen 
entstanden ist, können die strittigen Punkte einem Vermittluiip«- 
ausschuß und falls vor diesem keine Einigung emelt wird, einem 
Schiedsgericht unterbreiten". Das Verfahren ist folgendes: Eine der 
beiden Parteien oder auch beide übersendet lieiu Friedensrichter des 
Kantons eine Erklärung, in der sie ihn von dem Ausbruch eiues 
Streites benachrichtigt, ihm die strittigen Punkte mitteilt, ihm bis 
zu 6 aus den Beteiligten gewählte Personen benennt, die bestimmt 
sind, den anrufenden Teil mi vertreten und den Richter bittet, dem 
hinderen Teil diese Angaben zu übermitteln. Hinsichtlich der für die 
Vermittlung zu wählenden Personen verlangt das Oesetz lediglich, 
daß sie aus den Interessenten genommen werden müssen. Es sei 
gleich liier bemerkt, daß der Friedensrichter in keinem Stadium des 
Verfahrens eine aktive Holle spielt, sondern nur als unbeteiligter 
Dritter erscheint, der das vom Gesetz vorgesehene Verfahren in 
Gang erhält. Ist ein Streik bereits erklärt, so kann der Friedens- 
xichter den Parteien nahelegen, den gesetzlichen Weg der Vermittlung 
•eüizuschlagen, jedoch braucht er dies nur zu tun, wenn er es für 
angebracht hält, wie ihm auch die Zeit seines Eingreifens überlassen 
bleibt Hat der Friedensrichter eine Erklärung des oben bezeichneten 
Inhalts bekommen, so übersendet er sie der Gregenpartei. Erhält er 
von dieser innerhalb dreier Tage keine Mitteilung, so gilt dies ohne 
weiteres als Abweisung des Vorschlags der zur Vermittlung bereiten 
Partei. Wird der Vermittlung aber zugestimmt, so bezeichnet die 
Gegenpartei clx iifalls ihre Vertreter, die zwar nicht in gleicher Zahl 
wie die der ersten Partei sein müssen, aber ebenfalls fünf nicht 
übersteigen dürfen. Der aus den beiderseitigen Vertretern bestehende 
AusschnB versucht nun in formloser Weise die gütliche Einigung. 
Der Friedensrichter wohnt der Versammlung bei, enthält sich aber 
jeden Eingreifens in die Verhandlungen, wenn er nicht von den 
Parteien dazu angefordert wird. Glückt dem Ausschuß die Ver- 
mittlung, so nimmt der Friedensrichter ein Protokoll auf, das er und 
die Parteien unterzeichnen. Die getroffenen Vereinbarungen sind 
nicht bindend, ihr Wert liegt also nur in der moralischen Wirkung. 
Konmit eine Euiigung nicht zustande, so legt d(;r Friedensrichter 
den Parteien nahe, je einen oder mehrere oder auch einen gemein- 
samen Schiedsrichter zu wählen. Es ist nicht vorgeschrieben, daß 
jede Partei soviele bezeichnet wie die andere, auch nicht, daß die 
Schiedsrichter zu den Interessenten gehören müssen. Die gewählten 
Personen pflegen nun unter sich Verhandlungen. Können sie sich 
nicht einigen, so bleibt ihnen der Ausweg, einen gemeinsamen 
Schiedsrichter aufzustellen, finden sie keine beiden Parteien passende 
Person, so wird sie durch den Präsidenten des örtlich zuständigen 
.Zivilgerichts ernannt. Die aUenfallsige Entscheidung der Schieds- 
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lichter wird durch sie selbst protokolliert und dem Friedensrichter 
äbersandtt der sie den beiden Parteien und der Statistik halber dem 

Handelsministerium mitteilt. Die Entscheidung hat keine zwingende 
Kraft. Die Anrufung der Vermittlung oder des Schiedsgerichts, die 
Ablehnung durch eine Partei, die Eiitsrheidun£rf"n (los Vermittlungs- 
aussfhusses und des Schiedsgerichts werden öffentlich bekannt 
gemacht. Das Gesetz schreibt ferner den Gemeinden vor, für die 
Verhandlungen einen Raum zur ^'erfügung zu stellen, alle Akte sind 
frei von Stempeln und ausdrücklich sagt es noch, daß auch Frauen 
gewählt werden können. 

Statistik.*) Das System der freiwilligen Unterwerfung der Par- 
teien unter die Vereinbarungen des Vemuttlungsausschusses bezw. 
die Entscheidungen des Schiedsgerichts hat sehr schlechte Ergebnisse 
gehabt, was zum größtT«>n Teil an dem Verhalten der Arbeitgeber 
liegt. Dies zeigen die folii^'nden Angaben. 

A. Zahl der Fälle, in denen von einer der Parteien ein Ver- 
mittlungsausschuß vorgeschlagen wurde. 

1893—1901 1902 

Zahl der Streiks 4795 512 

„ „ Vermittlungsvorschläge 1154 107 

durch die Arbeitgeber 34 5 

„ „ Arbeiter 683 60 

„ beide TeUe 29 2 

auf Veranlassung des Friedensrichters 458 40 

yor Ausbruch des Streiks. 48 4 

Von den Vermittlungs vorschlagen wurden wegen Beendigung 
des Streiks hinfällig 1893—1901: 77, 1902: 6. 

B. Zahl der Zurückweisung schon des Vermittlungsvorschlags. 

1893—1901 19U2 

Zahl der Vermittlungs vorschlage 1077 101 

Zurückgewiesen durch die Arbeitgeber 384 35 

„ „ „ Arbeiter 24 2 

„ „ beide Teile 87 6 

„ zusammen 445 42 

G. In dem Augenblick, in welchem das Gesetz eingreifen soll, 
waren also von 4795 bezw. 512 nur mehr 632 bezw. 69 Streiks 
vorhanden, bei welchen die Einlütiruug des Vermittlungsausschusses 
vereinbart wurde. Verfolgen wir nun die 59 Fälle des Jahres 1902 
weiter. 5 entfielen durch Einstellung des Streiks oder gütliche 
Regelung. In 32 Fällen erzielte dt-r Vermittlungsausschuß ein Über- 
einkoiiuiien. Es bleiben also 22. Davon wurde 15 mal zum Schieds- 
gericht aufgefordert, was 1 1 mal zurückgewiesen wurde, nämlich 



^ Dir. du tr. Statistique des gr&Tes ete. 
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4 mal durch die Arbeitgeber, 3 mal durch die Arbeiter, 4 mal 
durch beide Teile. Es kam also 4 mal zum Schiedsspruch, der 
2 Streiks beendete. Zählt man zu den 32 Fällen, die durch 
Vermittlungsausschiiß und den 2, die fhirch Schiedsspruch erledigt 
wurden, noch ü, deren Beendigung indirekt durch Einschlagung des 
gesetzlichen Weges noch vor Bildung des Ausschusses erzielt wurde, 
80 ergibt sich, daß von 512 Streiks in 42 das Gesetz einen Erfolg 
hatte. Bedenkt man femer, dafi es In den seltensten Fallen die 
grofien Streiks sind, die duroh Vermittlung und Schiedsspnidi zn 
Ende gehen, so sieht man, welche geringe Rolle die freiwillige Ver- 
mittlnng spielt. 

8. Das Recht zum Streik. Man hat es in Frankreich schon 
wiederholt erwogen, ob man dem Recht zu streiken nicht gewisse 
Schranken ziehen solle. Denn abgesehen von den Betrieben der 
Heeresverwaltung beschäftigt Frankreich eine große Anzahl von 
Arbeitern in den staatlichen Zündholz- und Tabakfabriken, die ja 
Monopol sind. Da ferner die Eisenbuhnen nur zum geringen Teil 
staatlich sind, so droht auch durch einen Streik der Eisenbahn- 
beainten eine große Gefahr. Die Gesetzes vorschlage, die sich mit 
dieser Frage beschäftigen, haben bis jetzt noch kein Ergebnis gehabt. 

4. Zum Schlüsse seien noch einige Zahlen über die französischen 
Streiks überhaupt anrjt fiihrt, welche weniger durch die Höhe der 
Ziffer als durch die iVuzahi der Ausständigen auffallen. Im Jahre 
1900 brachen 902 Streiks aus, sie umfaßten 222714 Arbeiter in 
10 253 Betriehen. Die Summe der Streiktage betrug 8 760577. 
Eine Woche oder weniger dauerten 579 Streiks, 162 dauerten nur 
1 Tag oder weniger, 8 über 100 Tage. Von 631 Streiks wurde 
nur 1 Betrieb betroffen, von 8 mehr als 100 Betriebe. 205 Streiks 
mit 24216 Ausständischen hatten Erfolg, 360 mit 140 358 führten 
SU einem Vergleich, 337 mit 58 140 mißglückten. Der einzelne 
Streikende verlor 11 Arbeitstage. 

Die entsprechenden Zahlen für das Jahr 1902 sind: 512 Streiks 
mit 212 704 Arbeitern, Summe der Streiktage 4 675 031. 1 Woche 
oder weniger dauerten 313 Streiks, einen Tag oder weniger 100, 
über 100 Tage 6. Von 417 Streiks wurde nur 1 Betrieb betroffen, 
von 3 mehr als 100. III Streiks mit 23 533 Ausständischen hatten 
Erfolg, 184 mit 160 820 führten zu eüiem Vergleich, 217 mit 28 531 
mißglückten. Der einzelne Streikende verlor 21 Tage. 

Der Unterschied zwischen den beiden Jahren rührt hauptsäch- 
lich von einem großen Minenstreik im Jahre 1902 her. In 804 
Streiks des Jahres 1902 waren die Arbeiter ganz oder teilweise in 
Syndikaten. Die meisten Ausstände hatte die' Textilindustrie, die 
Metallindustrie und das Baugewerbe. 
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yn. Die Arbeiterwohuungen« 

Die schreddicbeD Zustände in den Arbeiterwobnungen, nament- 
lich in Paris, gaben Veranlassung, der Frage der Scbaffnng von 

Arbeiterhäusem nahe zu treten. Besonders seit der Ausstellung yon 
1889 haben Gesetzgebung und Private sich mit der Losung dieser 
Aufgabe abgegeben. Von privater Seite wurden die societes des 
habitations ä bon marche gegründet, deren Bestrebungen durch ein 
Gesetz vom 30. November 1 81>4 unterstützt wurden. Dieses bezieht 
sich 1. auf jede Person, die für ihren eigenen Gebrauch ein Haus 
bauen will 2. auf Gesellschaften, welche die Schaffung billiger 
Wobnungen beabsiebtigen. Um die Vorteile des Gesetsses nur 
Wobnungen einer bestimmten Klasse zuzuwenden, scbreibt es vor, 
dafi die Begünstigungen nur solcben Häusern zugute kommen, bei 
welchen die Grundsteuer für das einzelne Haus bezw. verhältnis- 
mäßig auf die Mietwohnungen verteilt, einoi gewissen Betrag nicht 
erreicht. Da man nur Gesellschaften zulassen wollte, die allein den 
idealen Zweck und keinerlei Gewinn im Aupe haben, andererseits 
jedoch einsah, daß man das Kapital anziehen müsse, verbot man 
den unter das Gesetz fallenden Gesellschaften, ihren Mitgliedern 
mehr wie 4 zu geben und verlangte, daß in den Statuten als 
Zweck die Schaffung billiger Wobnungen angegeben werde. Die 
betreffenden Hauser genießen eine gewisse Steuerfreiheit. Staatliche 
oder unter staatlicher Anfeicht stehende Einrichtungen wurden er- 
mächtigt, den Gesellschaften Darlehn zu gewähren und ihr Vermögen 
zum Teil in Werten der Gesellschaften anzulegen, wobei sie ihnen auch 
einen erniedrigten Zinsfuß bewilligen dürfen, l'm im Falle des Todes 
des Besitzers eines derartigen Hauses die Weiterzahlung der bisher 
geschuldeten Annuitäten sicherzustellen und zu verhindern, daß 
bei Unvermögen z. B. »ler WMtwe oder Kinder, dit sr Hetriige zu 
leisten, das Besitztum in fremde Hände gelange, wurde die caisse 
d'assuranees en eas de d^oes ermächtigt, Lebensversicherungsverträge 
mit dem Besitzer abzuschließen, wodurch sie sich verpflichtete, die 
Fortzahlung zu übernehmen. F^er verbot man die Teilung der 
Häuser und Wohnungen, so daß also in gewissem Sinne weichende 
Erben vorhanden sind. Auch wurde der Code civil abgeändert. 
Wenn nämlich die Erben sich über einen gemeinsamen Gegenstand, 
der unteilbar ist, nicht einigen können, so muß er verkauft werden. 
Um nun den Verkauf solcher lläu.ser im Todesfalle möglichst zu 
beschränken, wurde bestimmt, daß er erst nach 5 Jahren gefordert 
werden könne und sonst noch mildernde Vorschriften gegeben. 

Zur Ausbreitung der Bestrebungen für Schaffung billiger 
Wohnungen soll in jedem Departement ein Komitee gebildet werden, 
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das die Aufgabe hat, die Idee zu fordern und über seine T&tigkeit 
an einen conseil superieur des habitations ä hon marche Mitteilung 
zu machen, der seinerseits einen Bericht an den Präsidenten der 
Republik auszuarbeiten liai.') Der Rat ist dem Handelsministerium 

zugeteilt. 

Statistisches. Im allgemeinen sind die Wohnungsveihältniäse 
in Frankreich gut, da auf 136 Haushaltungen 100 Häuser treffen, 
wenn auch naturgemäß die Wohnungsnot auf dem Laude keine 
Rolle spielt Dagegen sind die Zustände in den groAen Städten 
namentlich in Paris entsetzlich, wobei noch dazu eine furchtbare 
Ausbeutung der Arbeiter stattfindet Es gibt in Paris einzelne 
Arbeiterhäuser, die ihren Eigentümern bis zu 25 7ft abwerfen. 

Von den Darlehn ist namentlich zu em'ähnen die caisse des 
depöts et des consignations, die im Jahre 1897 den Gesellschaften 
20 Millionen zu einem Zinsfuß von 3,25 " o geliehen hatte. Eine 
einzige Lebensversiclicrung in Gemäßheit des Gesetzes von 1894 
wurde im Jahre 1902 bei der caisse dassurances en cas de deces 
eingegangen. 

Tni. Die Sparkassen. 

Zu unterscheiden sind die privaten Sparkassen und die Post- 
sparkasse oder Nationalsparkasse. Die privaten Sparkassen, die 
übritrens bei weitem überwiegen, unterliegen dem Gesetz vom 
20. Juli 1895. Ihre Entstehung bedarf eine.'^ Dekrets im Staatsrat, 
das ihnen auch die juristische Persönlichkeit gibt. Das Vermögen 
muß der staatlichen llinterleguiigskasse übergeben werden und ist 
fast ganz in frauzüsischeu Renten angelegt, ebenso wie das der 
Postsparkasse. Die Verwaltung steht unter der Aubicht der Inspektion 
der Finanzen. Private kdnnen in den Kassen nicht mehr wie 1600 Fr. 
anlegen. Der Zinsfuß ist veränderlich und wird jährlich festgesetzt 
Von dem Zins, den die staatliche Hinterlegungskasse den Sparkassen 
gibt, dürfen sie für die Verwaltungskosten ^/^ — ^/^ "/^ den Einlegern 
abziehen. Für Summen unter 500 Fr, kann ein höherer Zinßfuß be- 
stimmt werden, als für größere. Die Rückgabe der Einlage kann 
nur innerhalb 14 Tagen gefordert werden, ein Dekret kann außerdem 
in besonderen Fällen die Rückzahhnig auf je 50 Fr. alle 14 Tage 
beschränken. Während die ersten Privatsparkassen auf das Jahr 1818 
zurückgehen, wurde die Postsparkasse erst 1881 nach englischem 
Muster errichtet. 

Statistik.*) Das Sparkassenwesen steht der Höhe der einge- 

^) Der Bericht koonte nicht gefunden werden. 
Mm. du comm., dir. de Taas. et de la priv. sodales. Rapport etc. 
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legten Summen nach an zweiter Stelle in Europa, nach dem Vor- 
gänge von Deutschland. Die Zahl der Sparkassenbücher betrug 1882 
4646 698, 1900 10680866, die angelegten Summen 1888 
1802 497 809Fr., 1900 4274257 685Fr. (Deiit8eblMid:9V,MimardeD). 
Von der Gesamtzahl der Sparkassenbücher fielen 52,80 % auf Ifänner, 
47,20 auf Frauen, 27,21 lauteten auf Minderjährige ohne Be- 
ruf, 15,35® ;, auf industrielle Arbeiter, 10, 56 auf Tagelöhner und 
ländliche Arbeiter, 11,60**/^ auf Dienstboten, Auf 1000 Einwohner 
fallen 277 Bücher, auf 1000 Arbeiter ca. 100. Diese letzteren sind 
noch dazu in der Kegel unter 100 Fr. Die Beteiligung der Arbeiter 
und damit ihr Nutzen an der ganzen Gesetzgebung ist also sehr 
gering. 

IX. Die Arbeiterversicherung. 
A. Die Boci^ de seoours mutnels. 

1. Begriff. Das Gesetz vom 1. April 1898 über die societes 
de secours mutuels bestimmt diese als Gesellschaften der Vorsorge 
zum Zwecke, ihren Mitgliedern Unterstützungen zu gewähren im 
Falle von Krankheit, Verletzungen oder Arbeitsunfähigkeit, ihnen 
Pensionen zu bestellen, zu ihrem Nutzen Einzel- oder Gesamtver- 
4Bicheningen auf Leben, Tod oder ünlall einzugehen, die Beerdigungs- 
kosten zu bestreiten, die Aszendenten, Witwer, Witwen oder Waisen 
verstorbener Mitglieder zu unterstutzen. Sie können außerdem, 
akzessorisch, für ihre Mitglieder Berufsuntenidhtskurse und unent- 
4;eltliche Stellenvermittelungsbureaus schaffen, sowie ihnen Beiträge 
im Falle der Arbeitslosigkeit bewilligen, vorausgesetzt, daß für diese 
S Klassen von Ausgaben besondere Beiträge oder Einnahmen vor- 
gesehen sind." (Art. 1). 

2. Geschichte. Der Gedanke gegenseitiger Hilfeleistung hatte 
natürlich schon vor der Revolution zur Bildung von Vereinen ge- 
lahrt Die Gesetzgebung von 1791 hat sie untersdüedslos aufge- 
hoben. lAan sah wohl ein, dait von einor Beeinträchtigung der 
Freiheit nicht die Rede sein könne, aber das Prinzip siegte über die 
Vernunft. Auch nach der Revolution kamen die s. d. s. m. nicht 
vecht auf, teils weil sie unter der Gesetzgebung über die Koalitionen 
mit zu leiden hatten, teils weil die politischen Ereignisse (l» r Idee 
nicht günstig waren. Nach den Kriegen des ersten Kaiserreichs 
jedoch breiteten sie sich sehr rasch aus, trotzdem sie unter der 
Herrschaft des gemeinen Rechts standen und ganz von der Gnade 
oder Ungnade der Regierung abhängig waren. Erst durch Gesetz 
vom 25. Juli 1850 und Dekret vom 14. Juni 1861 wurde ihnen die 

8^ 
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Möglichkeit eingeräumt, als etablissemeuts d'uiilite publique erld&rt 
zu werden und damit die Juristische Persdnlichkeit und einzelne Be- 
vorzugungen zu erlangen. Nachdem man nun einmal das politisch» 
Mißtrauen überwunden hatte« gewahrte man ihnen bald weitere Vor- 
teile. Schon ein Gesetz vom 26. März 1852 brachte weitere Be- 
günstigungen, wenigstens für eine Art der s. d. s. m. die soeietea 
approiivees, durch ein weiteres vom 29. Juni 1894 wurden sie in 
den Bergwerken für obligatorisch erklärt, endlich durch Gesetz vom 
1. April 1898 in einheitlicher, zweckentsprechender Weise geregelt. 

3. Die Einteilung der societes de secours niutuels. Die s. d. s. m. 
zerfallen in drei Klassen, die alle insoweit Rechtspersönlichkeit be- 
sitzen, daß sie klagen und verklagt werden, sowie, wenn auch nicht 
in gleichem Maße, Vermögen besitzen können, die sodötes libres, die 
s. approuvees und die s. reconnues comme etablissemeuts d'utiliti 
publique. 

a) Die societes libres. Sie können sich frei bilden und stehen 
nicht unter der Aufsicht der Regierung. Ihre Vermögensfähigkeit 
besteht darin, daß sif bewegliches Vermögen besitzen uiul Grund- 
stücke für ihre Zwecke pachten, nicht aber erwerben können. Auch 
Vermächtnisse können sie bleibend nur erwerben, soweit sie in 
beweglichem Vermögen bestehen und auch da nur mit Genehmigung de& 
Prafekten. Außerdem genießen sie eine beschränkte Steuerfreiheit. 
Ihre Zahl ist in der Abnahme begriffen. Daß sie überhaupt noch 
bestehen, hingt damit zusammen, daß bei Grändong der Gesellschaften» 
wenn feste Verhältnisse noch mangeln, die freiere Form immerhin 
Vorteile bietet, andrerseits aber auch damit, daß man früher mit 
dem Genüsse größerer Rechte eine stärkere Bevormundung des Staates, 
fürchtete. Übrigens haben sich die meisten societes libres schon in.^ 
societes approuvees umgewandelt oder sind auf dem Wege dazu. 

b) Die socit'tes approuvees. Diese Klasse umfaßt weitaus die- 
Mehrzahl der s. d. s. m. Ihre Statuten müssen durch einen Beschluß 
des Ministeriums des Innern, dem die s. d. s. m. überhaupt unter- 
stehen, genehmigt werden, jedoch kann die Genehmigung nur dann 
verweigert werden, wenn die Statuten den Bestimmungen des Ge- 
setzes nicht entsprechen, oder wenn keine den Ausgaben entsprechenden 
Einnahmen vorgesehen sind. Jede Änderung der Statuten muß eben- 
falls ministerielle Genehmigung finden. Die Rechtsfähigkeit der 
s. appr. besteht in der ProzeßfiihiL'keit und darin, daß sie beweg- 
liches Vermögen frei erwerben können, auch auf dem Erbwege.. 
Dagegen können sie unltewegliches Vermögen nur nach Genehmigung 
des Staatsrates erwerben. Ferner dürfen sie nur Grundstücke be- 
sitzen, die sie für den Dienst der Gesellschaft oder ihre Einrichtungen,, 
wie Spitäler, Uhterrichtszweeke usw. benötigen. Erwerben sie Grund« 
stücke auf dem Brbwege, so kann der Staatsrat mit der Erteflunf^ 
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der Genehmiguiig zur Annahme auch bestimmen» daß ein Teil davon 
verkauft werden müsse. Diese Vorschrift will das Anwadisen' der 

toten Hand verhindern. Das Geld der Gesellschaft muß in Werten 
angelegt werden, die ungefähr den Charakter unserer mündeisicheren 
haben, Wertpapiere müssen bei der staatlichen Hinterlegungskasse 
zur Aufbewahrung und Verwaltung binterlcL^t werden. Besitzen die 
Gesellschaften nicht selbst geeignete Räumlichkeiten für den inneren 
Dienst, so muß sie ihnen die Qemcinde und event. das Departement 
cur Verfügung stellen. Das Vermögen der s. appr. zerfällt in das 
sogen, freie Vermögen und das für Altersrenten bestimmte, soweit 
sich die Gesellschaft mit der Altersversicherung abgibt, was ungef&hr 
die Hälfte von ihnen tut Sie genießen staatliche Unterstütaungen, 
über deren Verteilung an die einzelnen Gesellschaften der unten zu 
erwähnende conseil supeneur beschließt. Der Zuschuß für jede s. appr. 
i)etr<ägt: 1. dessen, was die einzelne Gesellschaft, die diesen 
Zweig betreibt, als für Altersrenten bestimmtes Vermögen jährlich 
an die staatliche Hinterlegungskasse einzahlt; 2. 1 Fr. für jedes Mit- 
glied, wenn die Gesellschaft für Alter und Krankheit versichert, 
sonst nur 50 c.; 3. 1 Fr. für jedes Mitglied über 55 Jahre bezw. 
nur 60 c Mehr wie 10 000 F^. jährlich darf eine s. appr. nicht 
erhalten, auch darf der bare Staatszuschuß der einzelnen Gesellschaft 
nicht ihre Einzahlung bei der staatlichen Hinterlegungskasse über- 
steigen. Indirekte Unterstützung genießen die s. appr. durch die 
Aufnahme der Mitglieder in die staatlichen Rekonvaleszentenhäuser 
zu einem ermäßigten Preis. Zur Femlialtung der Spekulation ist 
bestimmt, daß diejenigen Gesellschaften, welche ihren Mitghedern 
mehr wie 5 Fr. im Tage oder mehr wie 360 Fr. jährhch, bezw. mehr 
als eine einmalige Summe von 8000 Fr. gewähren, keinen Anteil an 
den erwähnten Vorteilen haben sollen. Auch ist verboten, sich bei 
mehreren Gesellsdialtai zu beteiligen, wenn dadurch diese Betrage 
überschritten würden. 

Die staatliche Genehmigung und damit die besonderen Vorteile 
können entzogen werden, wenn die Statuten oder die gesetzlichen 
Vorschriften nicht befolgt werden. Die Zurücknahme der Genehmigung 
«rgeht nach Vorschlag des Ministeriums des Innern und Anhörung 
•des Staatsrats durch Dekret. Hierdurch verliert die Gesellschaft alter 
nicht ihre ganze Rechtsfähigkeit, sondern lediglich die Eigenschaft 
als approuvee. 

Die Liquidierung des Gesellschaftsvermögens im Falle der 
freiwilligen oder gerichtlichen Auflösung geschieht in folgender 
Weise. 1. Zunächst sind die Verpflichtungen gegenüber unbeteiligten 
Dritten zu erfüllen; 2. dann folgen jene gegenüber den Mitgliedern; 
9, smd die staatlichen, departementalen und gemeindlichen Unter- 
stützungen zurückzuzahlen; 4. Zurückgabe von Erbschaften, bei 
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welchen ansonehmen isii daß sie nicht mehr den Absichten des Erb> 
lassers entsprechend verrv^endet würden an die gesetzlichen Erben? 
5. Rück^^ibe der bisherigen Beiträge der Mitglieder an diese. 6. Der 
etwaige Hest fällt an die staatliche Dotationskasse für die s. uppr. 

c) Die societf's n'coiinnes comme etablissements d'utiliti- pub- 
lique. Diese Eigensi.huft frlangen die Gesellschaften durch Dekret» 
Sie haben den Vorteil, daß sie unter denjenigen erleichternden Be- 
dingungen, welche ihnen das Dekret einr&umt, Grundstficke erwerben, 
yerfcanlen und vertauschen können« auch wenn sie nicht gerade zum 
Diwste der Gesellschalt benötigt sind. Im übrigen stehen sie den 
societes approuv6e8 gleich. Ihre Zahl ist sehr gering; sie wurden 
im Jahre 1898 nur deshalb nicht auf^jehoben, weil ihr Bestehen 
keine Unzuträglichkeiten hatte. 

d) Der conseil superieur des soeiett's de secours mutuels. Dieser 
Rat besteht aus 36 Miteliedern unter dem Vorsitz des Ministers des 
Innern und ist beratende Behörde namentlich über die Art der Ver- 
teilung der staatlichen Unterstützungen. Zu diesem Zwecke werden 
die s. d. s. m. in 7 Klassen eingeteilt, je nach der Höhe der Renten 
und Unterstützungen, die sie geben. Der Rat muß mindestens alle- 
6 Monate susammenberufen werden. Er w&hlt aus seiner Mitte einen 
ständigen Aussdiufi, dem Gesetzesvorschläge, Enqueten und ähnlich» 
größere Arbeiten übertragen werden. 

e) Die ländlichen s. d. s. m. Diese Gesellschaften, die in der 
Regf'l unter 100 Mitglieder zählen, haben manchmal eine besondere 
Einrichtung, welche Erwähnung verdient. Einige verpflichten näm- 
lich ihre Mitglieder zu einer Anzahl von Arbeitstagen zugunsten Er- 
krankter. Es ist dies von großer Bedeutung für den Weinbau und 
überhaupt für die Erntezeit, in der sich die wichtigste Arbeit der 
ländlichen Bevölkerung abspielt. Während sonst eine Erkrankung- 
in dieser Zeit sehr oft die ganze Einnahme des Jahres in Frage 
stellen würde, erfolgt so eine für Notfälle genügende Aushilfe durch 
die andren. Leider ist das Anwendungsgebiet gerade dieser Art 
der s. d. s. m. sehr beschränkt, sie kann nur unlei der besitzenden 
Landbevölkerung eingegangen werden und schließt natürlich die Tage- 
löhner und «irölieren Ui undl)esitzer aus. — Die Zahl der ländlichen 
8. d. s. m. ül)erstei<rt im Verhältnis sehr oft die in den tStädten. Es 
liegt dies daran, daß auf dem Lande die Verwaltiinij und aufgeklärtere 
Elemente der Gemeinden einen sehr großen Einfluß auf die Bildung 
der Gesellschaften ausüben. 

4. Einzelbestimmungen, a) Zusammensetzung. Die Mitglieder 
zerfallen in ordentliche und Ehrenmitglieder. Die letzten zahlen 
mindestens den Mitgliederbeitrag, ohne an den Vorteilen teil zu haben.. 
Die Zulassung von Ehrenmitgliedern hat lebhafte Kritik gefunden. 
Es wurde eingewendet, man mache durch diese Art der Wohltatig'* 
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keit, die sehon an sich solcben GesenBchaflen fern bleiben sollte, 
sie von den Ebienmitgliedeni abhängig. So berechtigt der Oedanke 

aber sein mag, so läßt sich doch die finanzielle Bedeutung, welclie 
die Beitrage der Ehrenmitglieder und mch mehr ihr Einfluß auf die 
Bildung von s. d. s. m. nicht in Abrede stellen. Übri<ren=! treten sie 
infolge der raschen Ausbreitung der rTesellschaflcn immer mehr in 
den Hintergrund. Zur Teilnahme an den s. d. s. m. bedürfen Frauen 
und Kinder keiner Einwilligung von Seiten des Mannes oder des 
Gewalthabers. An der Spitze der Gesellschaften steht ein Vorstand, 
der von einem Verwaltungsrat überwacht wird. Beide werden in 
geheimer Abstimmung durch die ordentlichen und Ehrenmitglieder 
gewählt 

b) Entstehung. Die einzige Förmlichkeit bei der Entstehung der 
s. d. s. m. besteht darin, daß sie einen Monat vor der Aufnahme der 
Geschäfte ihre Statuten und die Namen derjenigen Personen, die mit 
der Gründung zu tun haben, auf der rnterpräfektur oder der Prä- 
fektur hinterlegen. Aus Ausländt'rn bestehende ( Jesellsehaften be- 
dürfen, auch wenn sie socit tcs lihrr^s sind, ministerieller Genehmigung, 
die willkürlich versagt werden kann. Ein Auszug der Statuten, ebenso 
wie Veränderungen derselben, die mitzuteilen sind, wird von der 
Pralektur veröffentlicht Die Statuten müssen enthalten: Sitz der 
Gtesellschaft; Bestimmungen über die Aufnahme und den Ausschluß 
von ordentlichen und Ehrenmitgliedern; Zusammensetzung, Amtsdaueft 
Wahl der Mitglieder des \'oi Standes und Verwaltungsrats ; Ver- 
pflichtungen und Rechte der Mitglieder, Höhe ihrer Beiträge; Ver- 
wendung und Anlegung des Vermögfns: freiwillige Auflösung der 
Gesellschaft und Art der Liquidation: AnflicwahrunL' der Aktien und 
Papiere; etwaige besondere l'nterstiitzungen der Mitiiiicdfi-. die sich 
die Gesellschaft nach Lage des einzelnen Falles vorbchült; Restini- 
nmngen über die Höhe der satzungsmäßig zu gebenden Unterstützungen 
und Renten, Zeit des Eintritts des (Genusses, etwaige Vorschriften 
über die Art der Altersversicherung. Um den Gesellschaften die Ent- 
stehung zu erleichtern, hat das Ministerium des Innern Musterstatuten 
ausgearbeitet. Innerhalb der 8 ersten Monate jeden Jahres haben 
die s. d. s. m. ihren Mitglied erstand und die Zahl der Ercankheitsfälle 
unter den Mitgliedern an das Ministerium des Innern zu berichten. 

c) Vereinigungen. Die s. d. s. m. können sicli frei vereinigen 
(unions), wobei sie ihre SelbständiL'keit behalten. Die hauptsäch- 
lichsten Zw^ecke solcher Vcreini^'ungcn sunl: 1. GegenscitiL'e Zulassung 
von Mitgliedern, die ihren Wohnsitz gewechselt haben. 2. (iemeinsanie 
Regelung der Altersrenten. 3. Gegenseitige Versicherung der Gesell- 
schaften untereinander. 4. Arbeitsnachweis. Im übrigen können sie 
sich abw bilden für alle Zwecke, die auch die einzehie Gesellschaft 
haben kann. Die unions können wieder ihre gesamten Mitglieds 
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pc^on Tod und Unfall bei den beiden entsprechenden Kassen ver- 
öichern, weche der Staat im Jahre 1868 eingerichtet hat. Durch die 
Vereinigungen hat sich eine gewisse Hierarchie entwickelt, sie finden 
sich nämlich als unions departementales für ein Departement, als u, 
regionales für mehrere, ferner die federation natiooale, die zurzeit 
die meisten s. d. s. m. umspanni Die unions beschäftigen sich auch 
damit s. d. s. m. an Qrten zu gründen, wo sie nicht bestehen. 

d) Auflösung. Die freiwillige Auflösung eifoideft einfiache Mehr- 
heit der Mitglieder und '/j Helirheit der Abstimmenden in einer eigens 
einberufenen Versammlung. Die geriditlicbe Auflösung kann aus- 
gesprochen werden, wenn die Gesellschaft nicht die angebenen oder 
unerlaubte Zwecke verfolgt oder in ähnlichen Fällen. Jedoch müssen 
regelmäßig die Beanstandungen zuerst ihr mitgeteilt werden, um ihr 
Gelegeniieit zu geben, sie zu beheben. Das Urteil, welches die 
Auflösung ausspricht, bestellt zugleich einen Liquidator. Die Liqui- 
■dation vollzielit sich nach den Bestimmungen, die die Statuten darüber 
enthalten müssen. Das Oesetz kennt auch Geklstrafen bis zu 500 Fr. 
gegen die Bfiiglieder des Vorstandes und des Verwaltungsrats, so 
daß auch auf diesem Wege ein gewisser Zwang ausgeübt werden 
kann. 

e) Altersversicherung. Die besonderen Vorschriften für diejenigen 
s. d. s. m., welche die Altersversicherung betreiben, werden bei 
diesem Abscluiitt behandelt. 

f) Die caisses de secours in den Bergwerken. Diese Art der 
s. d. s. m. sind für die Arbeiter und Angestellten der Bergwerke 
verpflichtend, übersteigt der Lohn jedoch 2400 Fr., so hat das 
Mitglied nur in Höhe dieser Summe Anteil an den Vorteilen. DaB 
man sich hier zur Einführung von Zwangskassen entschlossen hat, 
liegt an der erhöhten (Gefährlichkeit des Betriebes und der Möglichkeit, 
bei der verhältnismäfiigen Gh i( hartigkeit der Arbeit die Arbeiter 
zusammenzufassen. Auch hat das Gesetz vom 29. Juni 1894, worauf 
sich die caisses de secours stützen, für die Bergwerke die zwangs- 
weise Altersversicherung eingeführt. Die Mittel für die societes de 
secours werden aufgebracht: 1. Aus Lohnabzügen der Arbeiter bis 
zu 2 "/^ des Lohnes. 2. Die Hälfte des Beitrags der Arbeiter hat 
der Unternehmer aufzubringen. 3. Aus dem allgemeinen staatliehen 
Unterstätzungsfonds für die s. d. s. m. erhalten auch die caisses de 
secours Zuwendungen. 4. Durch Geschenke und Erbsdiaften. 5. Aus 
Geldstrafen der Arbeiter. Die Gesellschaft muß Kranken und Arbeits- 
unfähigen, sowie in Todesfall den Hinterbliebenen Unterstützungen in 
dem durch die Statuten festgesetzten Betrage geben. Es können aber 
auch weitere Verpflichtungen eingegangen werden, so namentlich 
Witwen- und Waisenbezüge. Außerdem muß die Gesellschaft für alle 
Mitglieder, die auch einer Alters versichcrungskasse angehören, einen 
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Betrag v<m miiidestens 5 ^/^ der Entschädigung für Kranke diesen 
gewähren, um die Weiterbezahlung der Beitrage für die Altersver- 
siiheniii^]: bei Krankheit zu ermöglichen. Der räuinliche Bezirk jeder 
Gesellschaft wird, falls keine Einigung unter den Beteiligten zustande 
kommt, durch Dekret bestimmt. Die Versieherungspflicht kann auch 
auf die Steinbrüche ausgedehnt werden. Xebeubetriebe der Bergwerke 
dürfen in eine der Gesellschaften aufgenommen werden. Die Kasse 
wird geleitet durch einen Rat, der zu aus Arbeitern, za ^/^ aus 
Arbeitgebern besteht. Wie bei den übrigen s. d. s. m. muß auch bei 
diesen deiienige Teil des Vermögens, welcher nicht für die laufenden 
Oescliäfte benötigt wird, bei der staatlichen Hinterlegungskasse auf« 
bewahrt werden. 

5. Statistik.^) Die Gesamtzahl der s. d. s. m. betrug 1899 
13 030. 1900 13 991. Die genauere Statistik erstreckt sich Jedoch 
nur i^uf 12138 bezw. 13099 Gesellschaften. Diese hatten 2195000 
bezw. 2458000 Mitglieder und ein Kapital von 294 bezw. 317 
Millionen Franken. Nach einer Mitteilung vom Februar 1904 beträgt 
die Blitig^iederzahl nunmehr 3^/, Millionen. 

Die societes libres sind, wie schon oben erwähnt, in der Abnahme 
begriffen. Während sie im Jahre 1899 noch 8389 betragen, sank ihre 
Zahl auf 3187 im Jahre 1900. Die nicht vollständige Statistik ergibt 
für sie im Jahre 1899 860000, im Jahre 1900 331000 Mitglieder. 
Dagegen sind die Einnahmen und Ausgaben sowie das Kapital gestiegen. 
Die Einnahmen betrugen 1899 8781000 Fr., 1900 9395000 Fr., die 
Ausgaben 7002000 bezw. 7213000 Fr., das Kapital 45066000 
bezw. 46722000 Fr. 

Die societes reconnues comme etablissements d utilite publique 
zählten im Jahre 1900 noch 18 mit 63000 Mitgliedern und einem 
Kapital von 19888000 Fr. 

Die societes approuvees (die s. r. c et. d*ui p. sind bei diesen 
mit inbegriffen) nehmen weitaus den ersten Platz ein. Ihre Zahl 
betrug 1899 9691, 1900 10804, jedoch bezieht sich die Statistik 
des Ministeriums nur auf 10172 des Jahres 1900 und c. 9000 des 
Jahres 1899. Danach hatten die Gesellschaften 1899 1541000 
-ordentliche und 270000 Ehrenmitglieder, 1900 1802000 bezw. 
291000. Das Vermögen ergibt folgende Übersicht: 



Altersrentenfonds (50% d. s. d. s. m.) 141686000 149836000 
Oesamtkapital 249129000 270085000 



Die Statistik ist 1908 für das Jalir 1900 erschienou s. Utoatorverz. 



Einnalimcn 

Ausgaben 

Reservefonds 



1899 
31 125000 
24 978000 
107443000 



35854000 
2912G000 
120699000 



1900 
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Von den 10804 OeseUschaften bestanden 9416 aus Erwachsenen, 

18B9 aus Kindern; von den 9415 für Erwachsene entfallen 6614 
auf Mäniier, 2595 auf Männer und Frauen und 306 nur auf Frauen. 
Im Jahre 1855 gab es 1063 soc. appr., 1860 2.")14, 1865 3631, 
1870 4279. 1875 4179, 1880 4790, 1885 5744, 1890 6674, 
1895 7696, 1900 10804. Seit 1900 hat ein sehr rasches Anwuchsen 
stattgefunden.^) Die Umwandlung von soc. Hbres in s. appr. haben 
1899 55, 1900 178 GeseUschaften nachgesucht 

Die Ehrenmitglieder zahlten im Jahre 1900 12,87 % der gesamten 
Einnahmen der s. appr. oder des Überschusses. Auch Sdienkungen 
und Vermächtnisse nehmen einen ziemlich bedeutenden Plata unter 
den Einnahmen ein. Sie betrugen in den Jahren 1884 — 1900 stets 
swischen 60000 und 240000 Fr. 

Die gezahlten Beerdigungskosten betrugen durchsrhnittlioh GG Fr. 
1381 appr. gaben im Jahre 1900 an Witwen und Waisen Unter- 
stützungen und zwar 609000 Fr. an Witwen und 125000 Fr. an 
Waisen. Das Honorar der Arzte betrug 1900 im Durchschnitt 10^/j Fr^ 
für jeden Krauken und 3^/5, Fr. für jedes Mitglied. 

Die Zahl der Mitglieder für die einzahlen Gesellschaften (nur 



approttvees) betrug: 




1. 7. 189S 


31. 12. 1900 


1— 50 MitgEeder 


2491 


8809 


51—100 


n 


2110 


8097 


101—200 




1468 


2267 


201—300 


» 


431 


712 


301—500 


n 


293 


531 


501—1000 


f» 


156 


313 


über 1000 


n 


69 


201 


„ 5000 


?? 




20 



Die 3 größten s. appr. hatten 1900 82065, 58660 und 20237 
Mitglieder. 

B. KraiiklieitsTersicherung. 

Erkrankt ein industrieller Arbeiter, so ist für die Zeit der 
Krankheit kfin Lohn geschuldet; es kann sogar der ganze Arbeits- 
vertrag gelöst werden, wenn dio Krankheit ansteckend ist, oder wenn 
nach der Art der Beschäftigimg eine Unterbrechung der Arbeitsleistung 
nicht möglich ist. Bei den ländli(hen Arbeitern ist es ebenso, nur 
wird es sich naturgemäß hier niclit so fühlbar machen. Da nun 
die zwangsweise Versicherung nur bei den Bergleuten eingeführt ist, 
wie oben bei den caisses de secours der Bergwerke dargelegt wurde» 
80 f&Ut der Erkrankte, der nicht Mitglied einer sodöte de secour». 



^) Die Mitgliederaahl soll zoraeit c. 4 Millionen betragen. 
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mutaelfl Ist» einfach der Not oder der Armenpflege anheim. Daran» 
erklärt sich, dafi der Hauptzweck der s. d. s. m die Versicherung 
im Krankheitsfälle ist und daß diese Gesellschaften einen solchen 
Aufschwang genommen haben. 

C. Altersversicherung. 

Für die AltersveisicheruDg kommen vier Einrichtungen in Be- 
tracht: 1. die caisse nationale des retraites pour la vieillesse 2. die 
Privatkassen einzelner industrieller Unternehmungen 3. die societes 
de secours mutuels 4. die Zwangskassen in den Bergwerken. 

1. Die caisse nationale des retraites pour la vieillesse. Diese 
Kasse wurde im Jahre 1850 gründet» um kleinen Leuten su er- 
möglichen, sich durch häufige Einzahlung von geringen Betragen 
eine mäßige Altersrente zu sichern. Vm die Teilnahme zu heben, 
gewährt der Staat einen Vorzugspreis. Da aber jedermann beliebig 
hohe Einlagen machen konnte, bemächtigte sich die Speknlatioii der 
Sache und die Zustände wurden unlialtbar. Die Neueinrichtung er- 
folgte durch Gesetz vom 20. Juli 1886 mit einem Dekret vom 

28. Dezember 1886. Man erreichte dadurch wohl die Beseitigung der 
Mißstände, allein die Beteiligung der Arbeiter, die man vor allem 
gewollt hatte, wurde nicht erzielt Würde nicht das Oesetz vom 

29. Juni 1894 über die Alterskassen in den Bergwerken und das 
vom 27. Dezember 1896 über die Alterskassen und Hflfskassen der 
Angestellten und Arbeiter die Nationalkasse als eine der Stellen be- 
zeichnen, bei der die Versicherung durch Hinterlegung der Betoage 
gesichert werden mufl, so wäre der Geschältskreis dieser Kasse 
sehr klein. 

Die Nationalkasse steht unter der Garantie des .Staates und 
wird von der staatlichen Hinterlegungskasse verwaltet. Alle sie 
betreffenden Fragen werden einer besonderen Oberkommission unter- 
breitet, die aus 16 Mitgliedern, darunter 2 Senatoren. 2 Deputierten, 
2 Staatsräten und 2 Präsidenten von sociötes de secours mutuels 
besteht Das Kapital der Altersrenten wird aus Einlagen von 
jeweils mindestens 1 Fr. gebildet. Die höchste Rente beträgt 1200 Pr., 
mehr wie 500 Pr. darf in einem Jahre für eine Person nicht ein- 
zahlt werden. Der Eintritt der Rente kann auf Jedes Lebensalter 
zwischen 50 und 65 Jahren bestimmt werden. Bei vorher t-'m- 
tretender Ariieitsunfähigkoit wird die bis dahin sich ergebende Kenle 
sofort fällig, außerdem kann die Kasst; dazu eine „rente honifiee" 
geben, bis eine Summe von 360 Fr. jährlich erreicht wird. Die 
Beiträge können zugunsten jeder Person begonnen werden, di» 
8 Jahre alt ist Ausländer, die in Frankreich wohnen sind zuge- 
lassen wie die Inländer, nur daB sie keine rente honifiee erhalten 



Digitized by Google 



Icdimeii. Abgesehen yon den Renten kann der Einlegende auch sieh 

•oder seinen Erben das Kapital vorbehalten. Jeder Versicherte erhält, 
älinlich wie bei den Sparkassen, ein Buch, in welchem die Ein* 
Zahlungen und die Höhe der Rente sowie weitere Angaben über 
diese enthalten sind. 

2. Die Privatkassen einzelner industrieller Unternehmungen. 
Diese freiwilligen Kassen waren bis zum Jahre 1895 mit Ausnaiime 
der Kassen der Eisenbahngeseilschaf ten, die schon im Jahre 1890 
•einer gewissen Beaufsichtigung nnteistellt worden, von Jeder staat- 
lichen Überwachung befreit Das brachte aber sehr große Dbel- 
stände mit sich. Die Arbeitgeber verwendeten nämlich die ange- 
sammelten Kapitalien, zu denen in der Regel auch die Arbeiter 
zahlten, in ihrem Geschäftsbetrieb oder in einer sonstigen Weise, 
^ie keine Sicherheit bot. Erfolgte nun ein Zusammenbruch, so 
waren alle diese Gelder verloren und die Arbeiter schwer geschädigt. 
Das Gesetz vom 27. Dezember 1895 hat diesen Übelstand wie für 
alle derartigen Wohlfahrtseinrichtungen, so auch für die Privatalters- 
kassen beseitigt. Das Vermögen muß nämlich entweder bei der 
Nationalkasse für Altersversicherung oder bei staatlich genehmigten 
csisses syndicsles oder patronales hinterlegt werden. Auf diese 
Summe haben die Arbeiter ein Pfandrecht, für nicht oder noch nicht 
hinterlegte Betrage haben sie ein Vorzugsrecht im Konkurse. Für 
die Verfolgung ihrer Rechte können sie einen besonderen Bevoll* 
mächtigten aufstellen. Wird das Vermögen der staatlichen Hinter- 
legungskasse übergeben, so gibt diese den gleichen Zins wie bei 
den Sparkassen, das bei der Nationalkasse hinterlegte, folgt den 
Bestimmungen, welche für diese gelten, namentlich muß eine \'er- 
sicherung auf den einzelnen eingegangen werden, gerade wie wenn 
•ein anderer sich bei der Nationalkasse versichert. Soweit die Pnvat- 
kassen sieh verpflichten, den Arbeiter oder Angestellten andere 
Arten der Versicherung z. B. für Witwen und Walsen, die ja außer* 
halb des Wirkungskreises der Nationalkasse liegen, zu gewähren 
oder liöhere Renten zu geben, als diese zuläßt, kann das Vermögen 
nicht bei ihr, sondern nur bei der staatlichen Hinterlegungskasse 
oder bei den genehmigten caisses syndicales oder patronales ange- 
legt werden. Aber auch liierbei sind nur gewisse sichere Papiere 
■Ifestattet. 

3. Die Alterskassen der societes de secours mutuels. Das 
(besetz vom 1. April 1898 hat besondere Vorschriften für diejenigen 
-s. d. s. m. getroffen, welche sieh anch mit der Altersversidierung 
abgeben. Danach können die Gesellschalten die Versicherung ent- 
weder auf eigene Rechnung nehmen und müssen dann einen be- 
sonderen fonds commun bilden oder sie können lediglich als Mittel- 
porsonen zwischen ihren Mitgliedern und der Nationalkasse auftreten. 
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Schlagen sie den erstereu Weg ein, so unterliegt die Geschäfts- 
gebahruDg der staatlicheii Aufsieht und es wird ein Bericht an da» 
Ministerium des Innern von ihnen yeriangt Außer den statutarisch 
fixierten Altersrenten können die s. d. s. m. auch weitere, aber- 
nicht lebenslängliche Renten gewähren. Der Zweck dieser Zu- 
wendungen, über deren Verteilung die Generalversammlung zu be- 
schließen hat, ist denjenigen Mitgliedern, welche nach den Statuten 
noch keinen Anspruch auf eine Altersrente hätten, diese im Falle 
der Invalilität zukommen zu lassen, bis die gewöhnliche Rente für 
den Betreffenden eingreift. Es ist somit eine Art Invaliditätsver- 
sicheruug. Zugleich kann auf diese Weise auch Mitgliedern, welche 
in besonders ungünstigen Verhiltnissen sind, mögen sie bereits eine 
Rente beziehen oder nicht, Unterstntsungen gew&hrt besw. eine- 
Zusaterente gegeben werden. 

Hier sei auch die Verwendung der vom Staate gegebenen Zu-^ 
Schüsse erw&hnt, die bei den societes de secours mutuels über- 
gangen wurde. Diese sind nämlich bestimmt: 1. zur Ermutigung 
der Bildung von Altersversicherungen bei den s. d. s. m.. kommen 
daher auch in erster Linie den Gesellschaften zugute, welche Alters- 
renten geben ; 2. zur Erhöhung von Renten bis auf den Betrag von 
360 Fr.; 3. für bedeutende s. d. s. m., auch wenn sie keine Alters- 
renten geben, unter besonderen Umständen; 4. aus dem gesamten 
Untersttttzungsfonds können Betrage vorweggenommen werden, im 
solchen Gesellschafton, die infolge besonderer Verhältnisse z. B. 
Epidemien ihre Verpflichtungen nicht erfäUen können, zu Hilfe zu» 
kommen. 

4, Die zwangsweise Altersversicherung in den Bergwerken. 
Das schon bei den societes de secours mutuels erwähnte Gesetz 
vom 29. Juni 1804 hat für die Bergwerke auch die obligatorische 
Altersversicherung eingeführt. Überschreitet der Lohn der Ange- 
stellten oder Arbeiter 2400 Fr., so haben sie nur bis zu diesem 
Betrag Anteil an der Versicherung. Es steht dem Unternehmer frei, 
ob er seine Arbeiter einfach bei der Nationalkasse versichern will, 
oder ob er für sich oder mit anderen eine eigene caisse syndicale- 
oder patronale begründen wilL Diese muß durch Dekret genehmigt 
werden. Die Alterspension wird in beiden Fallen nach den Be- 
dingungen der Nationalkasse erworben. Der Eintritt der Rente ist 
hier auf 55 Jahre festL't jretzt. Die Mittel für die Versicherung 
werden durch einen Lolmahzug von 2 " und eine gleiche Summe 
des Unternehmers aufgebracht. Es können al)er auch höhere Be- 
träge vereinbart werden. Der Arbeiter kann verlangen, daß ihm 
das Kapital vorbehalten bleibt; natürlich ist dann die Rente sehr 
niedrig. Das Vermögen muB in sicheren Papieren angelegt werden.. 
Die caisses syndicales oder patronales unterstehen staatlicher Auf- 
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sieht Auch hier besteht die Bestimmung, daß, wenn diese Kassen 
weiteigehende Verpflichtungen übernehmen, als gesetsUch voige- 
schrieben, die VorsichtsmaBregeln gegenüber der' Gesellschaft auf 
diese ebenfalls ausgedehnt werden. 

Die minieres und carrieres können durch Dekret auf Vorschlag 
des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten den Bergwerken gleich- 
gestellt werden. 

5. Statistik. Bei dem Mangel einer besonderen Statistik für 
die Altersversicherung können nur einzelne Angaben gemacht werden. 
Was die societes de secours mutucls anlangt, so beschäftigen sich 
nur 52% der s. appr. mit dieser Versichmng. Auch die Renten 
smd sehr nieder, sie betragen durchschnittlich 90 F^., aber immerhin 
höher, als der Durchschnitt bei der Nationalkasse beträgt Es er- 
klart sich dies daraus, daß die Nationalkasse auch die niedersten 
Beuten annimmt, während die s. d. s. m. sich an einen bestimmten 
Personenkreis wenden und daher auch höhere Beiträge fordern. Die 
Zahl der Rententräger bei den s. d. s. in. betrug 1904 ca. 100 000 
bei einer Mitgliederzahl von ca. 3^ Millionen. Freiwillige Privat- 
kasse.i hatten in den Jahren 1893—1898 nur 2 — 3^/^ der Arbeit- 
geber begründet, worunter 4'^/^ der Arbeiter fielen. Jedoch zahlten 
10 der Arbeitgeber zu den Versicherungen der Arbeiter. 

In neuerer Zeit machen sich mit Aussicht auf Erfolg Be- 
strebungen geltend, welche die Altersversicherong für alle Arbeiter 
verpflichtend machen wollen. Man hat eingesehen, daB die frei- 
willigen VOTsicherungen viel zu wenig benützt werden und daß es 
durch diese auch unmöglich ist, die Höhe der Rente den Bedürf- 
nissen entsprechend zu gestalten. 



D. InyaliditätsYersicherung. 

Abgesehen von der durch Unfälle yeranlafiten Invalidit&t besteht 
•eine Versicherung für Invalidität nur insoweit, als schon bei der 
Altersversicherung erwähnt wurde. Es geben nämlich viele societes 
•de secours mutuels unter besonderen Umstanden eine Rente, bevor 
das nach den Statuten erforderliche Alter erreicht ist, und auch die 
Nationalkasse darf eine sogen, rente bonifiee geben. Aber selbst 
die Versicherungskassen der Bergleute sind nicht verpflichtet, wenn 
es auch in der Regel geschieht, im Falle der Invalidität eine Rente 
zu gewähren. Jedenfalls kann man sagen, daß auch da, wo eine 
Invalidenrente vorkommt, sie imm«r noch den Charakter eines 
Almosens trägt Ein neues Gesetz wurde nunmehr (Juli 1906) der 
■ Deputiertenkammer vorgelegt 
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£. UnfallTersicherimg. 

1. Geschiehte. Bis zum Erlaß des Oesetzes vom 9. April 1698 

war der rechtliche Schutz und die Fürsorge für einen von einem 
Unfall betroffenen Arbeiter sehr schlecht. Es galten die Artikel 1382 
bis 1386 Code civil, wonach der Arbeitgeber nur verantwortlich 
■war. wenn der l^iifall durch seine eigene Handlung, Unklugheit oder 
Nachlässigkeit verschuldet war; den Beweis hatte der Verletzte zu 
fühieii, wenigstens folgerte dies das französische Recht aus den 
betreffenden Artikeln, wälirend andererseits das belgische den um- 
gekehrten SehlnB aus ihnen zog. Dazu kam aber noch die furcht- 
bare Langsamkeit der Gerichte. IMe Mindestdaner derartiger Prozesse 
betrug 11 Monate, die durchsdmittliche l^« Jahre. Schon im 
Jn-hre 1879 begannen die Verbessenmgsvorsohläge. aher de hatten 
«rst im Jahre 1898 ein Ergebnis. Das geltende Recht umfaßt drei 
Gesetze vom 9. April 1898, 30. Juni 1899, 22. Marz 1902, ferner 
vier Dekrete. 

2. Risque professionel und Versicherungszwang. Der Art. 1 
des Gesetzes vom 9. April 1898 stellt den Grundsatz des risque 
professionel auf, der auch der deutschen Unfallversicherung zugrunde 
liegt. Er bestimmt nämlich: „Die Unfälle, welche durch die Arbeit 
oder anl&filich der Arbeit den Arheitem oder Angestellten zustoßen, 
welche besdiäftigt sind im Baugewerbe, in Fabriken, Manufakturen, 
zuf Lager, Zimmer^ und Bauplatzen, in Transportunteniehmungen 
au Wasser und zu Lande, mit Auf- und Abladen, in den öffent- 
lichen Lagerhäusern, in Itergwerkcn und Steinbrüchen, femer in 
gewerblichen Untcrnphmungen oder Teilen von solchen, in welchen 
Explosivstoffe vcrfertict oder verwendet werden, oder wo Maschinen, 
•die nicht durch Menschen- oder Tierkraft bewegt werden, in Be- 
nützung sind, gewähren dem X'erletzten oder den von ihm l'iiter- 
haltenen ein Recht auf Entschädigung gegenüber dem llnterneiuner, 
wenn die Unterbrechung der Arbeit Ifiager als vier Tage gedauert 
hal" Das Gesetz vom 80. Juni 1899 hat dann die Un&ilversiche- 
nmg auf diejenige landliche Arbeit ausgedehnt, bei der Maschinen 
zur Verwendung kommen. Abs. 2 des Art 1 bestimmt noch, dafi 
ein gelegentliches Zusammenarbeiten mehrerer Arbeiter unter einem 
anderen, diesen noch nicht zum Unternelimer macht. 

Mit der Vorschrift des Art. 1 war nun allerdings erst eine 
Entschädigungs- und noch keine Versicherungspflicht des Unter- 
U( hmers gegeben. Hätte das Gesetz keine weiteren Bestimmungen 
getroffen, so wäre hei Insolvenz des Unternehmers der ganze Zweck 
der Maßregeln hinfällig geworden. Es sei schon hier erwähnt, daß 
das veifaindert wurde, indem bei der staaflieheii Hinterlegungskasse 
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ein sogenannter Ganuitiefonds eingerichtet wurde, der von denjenigen 
Untemehmem, welche sich nicht in einer dem Gesetse entsprechenden 
Weise versichert haben, einen Beitrag erhebt 

3. Die Entschädigung. Jeder Unfall, der eine Arbeitsunfähigkeit 
von mehr wie vier Tagen herbeiführt, verpflichtet den Unternehmer 
2Ur Bezahlung von Heilkosten. Beerdigungskosten und einer Ent- 
schädigung. Hat er sich aber deui Gesetze gemäß versichert, so 
sclieidet er von jeder Haftung vollständig aus, und der Arbeiter 
kann nur die betreffende Versicherunpsijesellsrhaft haftbar machen. 
Die Heilkosteu umfassen das Ärztehouurar und die Heilmittel. Wählt 
der Unternehmer den Arzt, so hat er alles zu bezahlen, ohne daft 
ein H5chstbetrag bestimmt wibre, w&hlt ihn aber der Arbeiter, wosu 
dieser berechtigt ist, so kann er nur diejenige Vergütung verlangen, 
welche nach vom Departement herzustellenden TiU>ellen von dessen 
Verwaltung für die unentgeltliche öffentliche ärztliche Hilfeleistung 
und die Heilmittel bezahlt wird, Nun haben aber die Departements 
vielfach keine Tabellen, da die Generalräte für die sogen, assistance 
publique eine Pausclialsumm»' zahlen. Infolgedessen fehlt oft ein 
Anhalt für die Bemessung. Übrigens ist dies auch nicht von be- 
sonderer Bedeutung; denn da die meisten Unternehmer bei Gesell- 
schaften irgendwelcher Art versichert sind, so müssen die Arbeiter 
diejenigen Bedingungen annehmen, welche die Oesdlschaften in 
ihren Statuten haben. Hinsichtlich der Beerdigungskosten sagt 
das Gesetz ledin^cfa, daB höchstens 100 Fr. gefordert werden 
können. Die eigentliche Unfallsentschädigung ist verschieden je nach 
den vier Fällen des Art. 8. a) Es ist vollständige, dauernde 
Arbeitsunfähigkeit eingetreten, dann erhält der Verunglückte zwei 
Drittel seines Jahresarbeit>lohns als Rente, b) Es liegt teilweise, 
dauernde Arbeitsunfaingkeit vor. dann erhält der Arbeiter die Hälfte 
dessen, um was seine Arbeitskraft geschmälert ist. c} Der Arbeiter 
wird zeitlich arbeitsunfähig, dann erhält er vom füuften läge an 
die Hälfte des im Augenblick des Unfalls verdienten Tageslohnes. 
Die Bestimmung, dafi die Entschädigung erst vom fünften Tage an 
läuft, hat den Zweck, Mifibräuche der Arbeiter zu verhüten. Sie 
kam eigentlich beinahe zufällig in das Oesetz. Die Statuten der 
societes de secours mutuels, die sich mit der Unfallversicherung 
beschäftigten, woraus die Vorschriften großenteils übernommen sind, 
kennen diese Einschränkung nicht, d) Ist der rnfall tötlich, so 
sind rentenberechtigt der überlebende Ehegatte (Mann oder Frau) 
und die Kinder; erst in zweiter Linie die übrigen Deszendenten und 
die Aszendenten. Der Ehegatte erhält 20 -'/o Jaiireslohnes des 
verunglückten anderen Ehegatten. Geht er eine neue Ehe ein, so 
wird er mit dem dreifachen Betrage abgefunden. Die Kinder er* 
halten eine Rente . bis zum 16. Lebensjahre. Der Betrag schwankt 
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nach der Kinderaahl und je nachdem es sich nm Waisen oder 
Doppelwaisen handelt, zwischen 16 und 60^/^ des Lohnes des 
Vaters hesw. der Mutter. Sind weder ein Ehegatte noch Kinder 

vorhanden, so erhalten Aszendenten deä Verunglüdcten eine lebens« 
längliche Rente, Deszendenten eine solche bis zum 16. Lebensjalire 

▼on je 10",,. im ganzen aber nicht mehr wie 30®/,^, wenn sie 
nachweisen, daß ilir Unterhalt dem Verunglückten zur Last fiel, ein 
Beweis, der für Eltern und Großeltern oft sehr schwer zu führen 
ist. Alle Renten werden am Schlüsse von jeweils vier Monaten 
bezahlt Das üesetz hat nämlich übersehen, festzusetzen, daß die 
Rente yorauszahlbar sei, weshalb das gemeine Recht zur Anwendung 
kommt. 

Eine dem Art 1 des Gesetzes von 1898 zuwiderlaufende Ver- 
einbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeiter ist ungültig. Obersteigt 

das Einkommen des Arbeiters 2400 Fr., so kann ausgemacht werden, 
daß die Entschädigung auf * der sonstigen Höhe vermindert werde. 
Keinerlei Verpflichtung für (len Unternehmer ent^steht, wenn der 
Arbeiter den Unfall absichtlich herbeigeführt hat. Die Rente kcann 
verliältnismäßig erniedrigt werden, wenn ein ,,unents( liuldbarer Fehler" 
des Arbeiters die Ursache war, ebenso wie sie erhöht werden kann, 
wenn ein unentschuldbarer Fehler des Arbeilgebers oder seiner An- 
gestellten vorliegt Ist der Unfall durch einen Dritten veranlaAt 
worden, der nicht Arbeiter- oder Angestellter des Unternehmers ist, 
so haftet letzterer dennoch, hat aher ein Rückgriffsredit gegenüber 
dem Dritten. Natüriich haftet er aber nur in der Höhe der gewöhn- 
lichen Entschädigung, während der Dritte dem Verunglückten unbe- 
schränkt haftet. Arbeiter und Arbeitgeber können jederzeit die 
Umwandlung der Rente in eine Kapitalzahlung vereinbaren; der 
Arbeiter kann sogar verlangen, desjenigen Kapitals als Ent- 
schädigung zu erhalten, welches notwendig wäre, um ihm für den 
Rest seines Lebens die Rente zu sichern. Auf keinen Fall dürfen 
besondere Bedingungen so weit gehen, daß der Arbeiter weniger als 
das, was er nach dem Oesetz beanspruchen darf, bekommen wurde. 
Die Ausländer nehmen . an der Un&llversicherung Anteil wie die 
Inländer. Ein Ausländer aber, welcher seinen Wohnsitz im Aus- 
lande nimmt, wird mit dem dreifachen Betrag der Rente abgefunden, 
auch erhalten die sonst Berechtigten keinerlei Entschädigung, wenn 
sie zurzeit des Unfalls nicht in Frankreich wohnten. 

4. Das Verfahren. Innerhalb 48 Stunden nach dem Unfall hat 
der Unternehmer oder sein Vertreter dem Bürgermeister unter An- 
gabe der näheren Umstände Anzeige zu machen. Hat der Verletzte 
nicht innerhalb 4 Tagen die Arbeit wieder aufgenommen^ .JO iaLjeln 
ärztliches Gutachten vorzulegen, das sich über seinen Zustand, die 
voraussichtlichen Polgen des Unfalls aussprechen und angeben muß, 

V. DaU'Armi. 4 
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'wann sich diese genau feststellen lassen weiden. Auch der Arbeiter 
kann die Mitteilungen machen, jedoch ist er nicht dazu verpflichtet. 
Der Bürgermeister übermittelt das Protokoll über die Anzeige, das 
auf einem Formular aufgenommen wird, dem Friedensrichter, der, 
falls diü Arbeitsunfähigkeit nicht bloß vorübergehend ist, eine Unter- 
suchung zu eröffnen hat über die Natur und die Ursachen des Un- 
falls, die Person und die Verhältnisse des Verunglückten, die Höhe 
seines Lohnes, die Art der Verletzungen, die allenfallsigen Berechtigten 
und die Versicherungsgesellschaften oder das Garantiesyndikat, dem 
der Unternehmer angehört. Beide Parteien sind zu hören, der . Richter 
hat sich eveni auch su dem Verletsten su begeben. Über die 
Schwere der Verwundung kann noch einmal ein Aist vernommen 
werden. Die Untersuchung mufi spätestens innerhalb 6 Tagen ge- 
schlossen sein. Hierauf hinterlegt der Friedensrichter den Akt zur 
Einsicht der Beteiligten 5 Tage lang auf der Gerichtsschreiberei und 
übersendet ilin dann an den Präsidenten des Zivilgehchts des Arron- 
dissements. 

Soweit nicht schon bis zu diesem Augenblick eine gütliche 
Einigung zustande gekommen ist, folgt nun die Festsetzung der 
Rente. Die Krankheits- und Beerdigungskosten sowie die Ent- 
Schädigung bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit setst der Friedens- 
richter fest Diese Beträge beschäftigten also, da gegen die Bnt- 
sdifiidung des Friedensrichters hier nur Revision möglich ist, den 
Zivilrichter ^) überhaupt nicht mehr. Bei den anderen Renten ver^ 
sucht nun der Präsident des Zivilgerichts des Arrondissements, an 
den die Akten nunmehr gehen, eine Vereinbarung unter den Parteien 
zu erzielen. Glückt das nicht, so wird der Prozeß im beschleunigten 
Verfahren der Art. 404 — 413 Code de procedure civile durchgeführt. 
Gegen die Entscheidung ist dann Berufung und Revision zugelassen. 

5. Entlastung des Arbeitgebers. Der Arbeitgeber kann sich von 
der ilm primär treffenden Entsohädigungspflioht befreien, so dall er 
vollkommen ausscheidet und in keiner Weise mehr haftbar gemacht 
werden kann, wenn er nachweist, dafi er einer VersichemngggBseHschaft 
mit festen Prämien oder auf Gegenseitigkeit, dnem Qarandiesyndikat 
oder der staatlidu n caisse nationale d'assurances en cas d'accidents 
beigetreten ist, Macht der Arbeitgeber von keiner dieser Einrichtungen 
Gebrauch, und erreignet es sich, daß er nicht oder nicht mehr im- 
stande ist, die Entschädigung zu bezahlen, so tritt der sogenannte 
fonds de garantie für ihn ein, so daß der Arbeiter unter allen Um- 
ständen sichergestellt ist. Die verschiedene Art der Entlastung, 
welche der Arbeitgeber einschlagen kann, forderte eine siemlich um- 



^) Der Friedennichter hat zurzeit noch keine juristische Universitäts- 
bildung. 
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fangreiche Gesetegebung, um eine genügende Gewähr für die Ans- 
zahluDg der Enfscfaidigiingen zu bieten. 

a) Die Versicherungen auf Gegenseitigkeit (mutuelles) und mit 
festen Prämien (ä pnmes fixes). Das Gesetz von 1898 bestimmt, 
daß fliese Gesellschaften der Überwachung des Staates unterworfen 
und gezwun^ren sind, Reserven oder Kautionen zu errichten. Die 
näheren Bestimmungen darüber finden sich in dem Dekret, das zur 
Ausführung des Art. 27 des Gesetzes am 28. Februar 1899 ergangen 
ist. Es handelt sich dabei um Zusatzvorschriften für die Gesell- 
schaften, die natüilioh anch unter dem Handelsrecht stehen. Während 
die Versicherungen auf Gegenseitigkeit nur die Bildung eines Reserve- 
fonds, der sogen, reserve mathematique, nachzuweisen haben, müssen 
die Versicherungen mit festen Prämien diesen bilden und außerdem 
eine Kaution bei der staatlichen Hinterlegungskasse stellen. Treiben 
die Versicherungsgesellschaften noch andere Zweige der Versicherung, 
so müssen diese von der durch das Unfallgesetz veranlaßten voll- 
standig getrennt gehalten werden. Die Cberwachung wird ausgeübt 
einmal dadurch, daß die Gesellschaften ihre Statuten, Jahresberi« lite 
usw. dem Handelsministerium einreichen müssen, dann durch be- 
sondere Kommissäre. Für alle sich aus der ^aufsichtigung er- 
gebenden Angelegenheiten, namentlich die Festsetzung der Höhe der 
Kaution wurde ein besonderes Komitee errichtet Die Liste der zu- 
gelassenen Gesellschaften wird jedes Jahr im Journal officiel ver- 
difentücht. Ausländische Versicherungsgesellschaften haben im Inland 
einen Vertreter zu besteUen, der sie allein gegenüber der Regierung 
vertritt. 

b) Die syndicats de garantie. Das Gesetz von 1898 schreibt 
für sie die gleiche Cberwachung vor, wie für die vorher erwiilinten 
Gesellschaften. Das gleiche Dekret vom 28. Februar 1899 hat auch 
sie geregelt. Ein Garantiesyndikat mufi mindestens 6000 Arbeiter 
und 10 Arbeitgeber umfassen, von denen mindestens 6 je 300 Arbeiter 
haben müssen. Die Arbeitgeber haften gesamtverbindlidi für die 
Verpflichtungen des Syndikats. Die Statuten bedürfen der Ge- 
nehmigung des Staatsrats, die nach Vorschlag des Handelsministers 
und Anhörung des oben erwähnten comite consultatif des assurances 
contre les accidents du travail erfolgt. Das Dekret, welches die 
Genehmigung ausspricht, hat zugleich Bestimmungen über di(> (>twaige 
Zurücknahme derselben und die Überwachung des Garantiesyndikats 
zu treffen. 

c) Die caisse nationale d'assurances en cas d'accidents. Diese 
Kasse wurde begründet durch Gesetz vom 11. Juli 1868, also lange 
vor der Unfallgesetzgebung. Obwohl sie für jedermann offen stand, 
war sie selbstverständlich wegen der Arbeiterklasse geschaffen worden. 
Der erwartete Erfolg blieb vollständig aus. Als nun durch die Un-^ 
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fallvendcherang der Aibeiter überhaupt kein Interesse mehr duwn 
hatte, sich ^'egen Unfall zu versichern, da entweder der Unternehmer 
oder eine der oben erwähnten Kassen oder der staatliche Garantie- 
fonds dafür aufkommt, benutzte man die Gelegenheit, diese National- 
kasse ebenfalls als eine der Einrichtungen zu bezeichnen, bei denen 
sich der Arl)eitgeber durch entsprechende Beträge von der ihn primär 
treffenden Haftpflicht befreien kann. Es geschah dies durch das 
Gesetz vom 24. Mai 1899. Die Kasse erhebt feste Prämien, ist 
also tats&chlich nichts anderes als eine der unter a erw&hnten Ver- 
sicherungsgesellschalten. Da sie aber höhere Prämien verlangt wie 
diese, wahrscheinlich infolge großer Verwaltungskosken, ist ihr 
Wirkungskreis sehr klein geblieben. 

d) Der fonds de garantie. Es wurde schon gesagt, daß, wenn 
der Unternehmer weder an einer der für die Unfallversicherung zu* 
gelassenen Einrichtungen beteiligt, noch selbst imstande ist, die 

tinfallrente zu luzahlen, der Sta.it mit dem Garantiefonds eintritt. 
Zur Errichtung dieses Fonds erhebt der Staat von allen Arbeitgebern, 
welche ihm nicht den Na( lnv<'is über ihre Versicherung erbringen, 
eiupM 4 prozentioren Zuschlag zur Gewerbesteuer, der übrigens auch 
erhöht und ciniedrigt werden kann. Die Aiisbezalilung erfolgt durch 
die Nutionalkasse für Altersversicherung, die ihrerseits versucht, von 
dem betreffenden Unternehmer das Geld zurückzuerlialten. Die Aus- 
fuhrungsbestimmungen zu diesen Vorschriften des Gesetzes vom 
8. April 1898 enthält das 1. Dekret vom 28. Februar 1899. Das 
Dekret regelt zunächst das Verfahren bis zur Auszahlung der Ent- 
schädigung durch den (hirantiefonds, dann die Art, wie dieser zwecks 
Rückzahlung gegen den Unternehmer bezw. eine Versicherungsgesell- 
schaft, weU ho nicht zahlt, vorgeht, zuletzt die Organisation des Fonds 
überhaupt. Der Vertreter des Garantiefonds nach außen ist dabei 
der Direktor der staatlichen Uinterlegungskasse. 

6. Aulgabe der Unternehmung oder Wechsel des Besitzers. Diese 
im Art, 28 des Gesetzes von 1898 einem Dekret vorbehaltene Frage 
wurde geregelt durch das 3. Dekret vom 18. Februar 1899. An sich 
müßte bei Aufgabe der Unternehmung der F^esitzer den auf Renten 
treffenden Betrag bei der Nationalkasse für Altersversicherung ein- 
bezahlen. \'on dieser Ver{)fliclitung ist er aber befreit, wenn er 
einer der unter 5a — c erwalinten Einrichtungen beigetreten ist oder 
beitritt, wenn er von den als sicher bezeichneten Papieren so viele 
bei der staatlichen Hinterlegungdsasse einzahlt, daß die Zinsen' die 
Unfallrenten decken, wenn er solche Papiere in der Art vinkulieren 
läßt, daß sie für ihn unverkäuflich sind und den Berechtigten der 
Zins als Rente zufließt, endlich bedingt, wenn der Übernehmer des 
Unternehmers gegenüber dem Direktor der staatlichen Hinterlegungs- 
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kasse die Verpflichtung zur Bezahlung der Renten mit übernimmt. 
•Jedoch bleibt auch der frühere Besitzer solidarisch haftbar. 

7, Statistik. In der auf Grund der Berichte der Arbeitsinspektoren 
über das Jahr 1901 ausgearbeiteten Statistik des Arbeitsamtes ist 
gesagt, daß die Industrie durch die Unfallgesetzgebung keinen Schaden 
erlitten habe. Ein sehr erfreuliches Resultat war auch die Abnahme 
der Unfälle, die allerdings auch von den durch das Gesetz über die 
Sicherfafitt der Arbeiter in der Industrie yeraolafiten Vorbeugungs- 
mafiregeln mit beeinflußt ist Die Zahl der tMlidien ünfiUle betrug 
nämlich in der Zeit vom 1. Juli 1899 bis 31. Desember 1899 899, 
im Jahre 1900 1735 und im Jahre 1901 1614. Unf&Ue überiiaupt 
•ereigneten sich im Jahre 1901 239045. 

Von den 833533 versicherten Arbeitgebern waren 262 200 bei 
Versicherungsgesellschaften mit festt'U Prämien versichert, 70 794 bei 
den 1 7 Versicherungsgesellschaften auf Gegenseitigkeit und den 
2 Garalltiesyndikaten und nur 538 bei der Nationalkasse für Unfall- 
versicherung. Ausländische Gesellschaften spielen bei den Ver- 
«iehemngsgesellsehallen mit festen Prämien eine große Rolle. 

X. Schluß. 

Durch die den deutschen Verhältnissen angepaßte Einteilung 
■des Stoffes der Arbeit dürfte sich wohl im einzelnen leicht ein 
Vergleich mit der deutschen Arbeitergesetzgebung ziehen hissen. Es 
«ei jedoch am Schlüsse noch eine kurze Beurteilung der französischen 
<iesetze unter Hinweis auf die deutschen gegeben. 

Ein ausgesprochener Vorteil der französischen Arbeitergesetz- 
:gebung ist die weitgehende Festsetzung der Arbeitsdauer. Zwar ist 
dabei nicht zu verkennen, daA für die Mehrzahl der Gewerbe und 
Betriebe nur etwas gesetzlich bestimmt wurde, was schon tatsächlich 
bestand, allein diese Regelung kam auch solchen ArVieiterklassen zu 
.gute, die aus eigener Kraft eine Verkürzung der Arbeitszeit nicht 
erreicht hätten, und bei der Tendenz derartiger Gesetze zur Er- 
weiterung werden wohl auch diese noch weiter ausgedehnt werden. 
Demgegenüber konmien die wenigen deutschen Bestimmungen über 
die Arbeitsdauer kaum in Betracht. 

Ein großer Nachteil hingegen ist das Fehlen von Gesetzen 
-über die Sonntagsruhe. Es macht sich das besonders geltend in 
IcaufiDBännischen Betrieben und bei Bauten aller Art, während aller- 
•dings in industriellen Betrieben Sonntags in der Regel nicht ge- 
■arbeitet wird. 

Die Gesetze über die Sicherheit des Betriebes und über den 
Jrauen- und Kinderschutz lassen in Deutschland wie in Frankreich 
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einen binreichend weiten Spielraum für Verordnungen der Ver-^ 
waltongsbehörden. Im ganzen betrachtet lassen sich hier bedeutende 
Vor^ oder Nachteile nicht finden. 

Die Arbeitervereinigungen fanden in Frankreich eine fast un- 
bedingte Anerkennung als Vertreter der Arbeiter durch den Staat. 
Es ist dies zwar ein Vorteil gegenüber der Zurückhaltung in 
Deutschland hinsichtlich der Arbeitervereine, aber wenigstens das 
französische Gesetz hat es «nicht vermeiden können, dadurch ein- 
seitige politische Verbände zu Ungunsten Andersdenkender zu bevor- 
zugen, und politische Unruhep dieser Verbände zu wiiischaftlichea 
Zwecken sind ziemlich h&ufig. Es seien hier nur die Vorgänge aa 
den Arbeitsbörsen angeführt 

Die Gesetzgebung über die Streikverinittlung zeigt der deutsdim 
verwandte Einrichtungen. Es dürfte jedoch die deutsche vorzuziehen 
sein, einmal wegen der Auswahl der vermittelnden Person, dann 
besonders wegen der zweckentsprechenden Handhabung, die sie ge- 
funden hat. Es ist aber zu bedenken, daß diese ganze Gesetzgebung 
stark an Bedeutung verloren hat dadurch, daß bei großen Streiks in 
Deutschland wie in Frankreich die Regierung sehr häufig selbst die 
Vermittlung übernimmt 

Von den Zweigen der Arbeiterversicherung steht die Unfall- 
versicherung der deutschen am nächsten. Der GrundgedankCf dafr 
die Unfälle Betricbslast sind, wie die Hauptbestimmungen des Un- 
iallgesetzes sind die gleichen wie die der deutschen Gesetze. Jedoch 
erstreckt sich das französische Gesetz fast nur auf das Gewerbe 
einschl. des Baugewerbes und schließt die landwirtschaftlichen 
Arbeiter nahezu aus. Da Frankreich noch keine Iiivaliditätsversiche- 
rung kennt, ist dieser Mangel von großer Bedeutung. Auch dürfte 
es trotz der subsidiären Haftung des Staates doch kaum empfehlens- 
wert sein, privaten VeisicheruDgsanstalten die Versicherung zu über- 
lassen, wenn auch eine scharfe Überwachung ausgeübt wird. Femer 
ist die Fassung des Gesetzes viel zu knapp, so dafi in Ausffihrungs- 
bestimmimgen vieles ergänzt werden mußte und manches unklar 
blieb. Unverstandlich ist die Bestimmung, daß die Unterstützung 
erst vom vierten Tage an beginnt; denn eine Karenzzeit nach Art 
unseres Krankenversicherungsgesetzes ist bei Unfällen überflüssig. 

Die Alters-, Kranken- und Invaliditätsversicherung ist zurzeit 
no(;h ganz der privaten Versicherung, den societes de secours mutuels 
überlassen. Zwar ist es geradezu erstaunlich, welch ^ungeahnten 
und auBerordentlichen Aufschwung und Erfolg diese namentlich in 
den letzten Jahren hatten, allein die deutsche Zwangsversicheruog 
ist doch weit vorzuziehen, und es ist erklärlich, daß auch Frank-^ 
reich beabsichtigt, hiezu überzugehen. Denn wenn es auch der 
Staat an Überwachung dieser privaten Vereine nicht fehlen läßt, so 
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"bieten doch unsere Kassen und Versicherungsanstalten weit höhere 
Oarantieen. Das Ziel dieser Versicherungen, bei möglichst niedrigen 
Beiträgen möglichst hohe Leistungen für alle Arbeiteridassen zu 
bieten, läßt sich nur erreichen durdi die Versiohenmgspflicht dieser 
Klassen und Vereinigung der Verwaltung aller Versicherungsarten. 
Die Zwangsversicherung hat Deutschland bereits, die Vereinigung 
ist sicherlich durchführbar. Beides ist für Frankreich außorord ent- 
lich schwer; denn eine Neuregelung unter Beiseitesetzung der bisher 
begünstigten s. d. s. m. erscheint unmöglich. Werden sie aber der 
Reform zugrunde gelegt, so muß zwischen den bisher \'ersicherten 
und den NichtVersicherten unterschieden werden, ferner müssen die 
seither sehr verschiedenen Leistungen der s. d. s. m. unter Wahrung 
erworbener Rechte einheitlieh gestaltet weiden, eine Aufgabe, die 
nur sehr schwer su lösen ist 

Die Arbeitslosenversicherung kennt Frankreich so wenig wie 
Deutschland. Es erscheint aber nicht ausgeschlossen, daß es uns 
auf diesem Gebiete noch zuvorkommt; denn diese Art der Versiche- 
rung kann der Staat wohl kaum nach Art der übrigen Zwangs- 
versicherungen durchführen, sondern wird sie der privaten, frei- 
willigen Versicherung überlassen müssen. Diese aber wird nach 
Vorgang der societes de secours mutuels in Frankreich einen viel 
besser vorbereiteten Boden finden wie in Deutschland. 



4Sp«i(aldraokexei für OlsMrtftttoBM, Robert Noske, Borna-Leipsig» 
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Lebenslauf. 



Max Ritter und Edler von DaU'Armi, geboren 25. Juni 1879 
zu Arnberg i. 0., Bayer, katholisch. Vater: Oberstleutnant a. D. Josef 
Ritter und Edler von DaU'Armi, Mutter: Bernhardine, geb. von Neydeck, 
besuchte das humanistische Gymnasium zu Amberg, das Ludwigs- 
und Theresiengymnasium München, das er im Sommer 1898 absol- 
vierte, bezog hierauf die Universität München, die er unter Ein- 




rechnung eines Dienstjahres als Einjährig-Freiwilliger im Jahre 1903 
nach Bestehen der 1, juristischen Prüfung verließ, war dann als? 
Rechtspraktikant am Amtsgericht Lindau beschäftigt, studierte 
hierauf ein Semester an der Universität Paris und setzte dann seine 
Praxis in Bamberg, Starnberg und München fort. 
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